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Kreis Lippe 
 
570 7. Änderungssatzung der Satzung über Eltern-

beiträge für die Inanspruchnahme von Tages-
einrichtungen für Kinder und in Kindertages-
pflege im örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Jugendamts des Kreises Lippe vom 13.12.2016 

 
Aufgrund § 90 Abs. 1 des Sozialgesetzbuches VIII – Kin-
der- und Jugendhilfe, § 23 des Gesetzes zur frühen Bil-
dung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – 
KiBiz), § 5 der Kreisordnung NW und § 6 des Kommunal-
abgabengesetzes NW in den jeweiligen Fassungen hat der 
Kreistag des Kreises Lippe in seiner Sitzung am 
12.12.2016 folgende 7. Änderungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Elternbeiträge für die Inanspruchnahme 
von Tageseinrichtungen für Kinder und in der Kindertages-
pflege im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Jugendamts 
des Kreises Lippe, zuletzt geändert durch die 6. Ände-
rungssatzung vom 28.06.2016, wird wie folgt ge-ändert: 
 
§ 4 Einkommen, Absatz 5: 
 
Das maßgebliche Einkommen ist das nach den Absätzen 1 
bis 4 errechnete Jahreseinkommen, höchstens 75.000 Eu-
ro, vermindert um einen Grundfreibetrag von 17.500 Euro 
 
erhält folgende Fassung: 
 
Das maßgebliche Einkommen ist das nach den Absätzen 1 
bis 4 errechnete Jahreseinkommen, höchstens 75.000 Eu-
ro, vermindert um den doppelten Grundfreibetrag nach § 
32a, Abs. 1 Nr. 1 – Einkommensteuertarif - des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG). 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 7. Änderungssatzung wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen ge-
gen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
 
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis Lippe vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Detmold, den 13.12.2016 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
Dr. Lehmann 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
571 Bekanntmachung der Satzung über Elternbei-

träge für die Inanspruchnahme von Tagesein-
richtungen für Kinder und in Kindertagespfle-
ge im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Ju-
gendamts des Kreises Lippe vom 21.01.2008 in 
der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 
13.12.2016 

 
Der Kreistag hat am 21.01.2008 gemäß § 23 des Gesetzes 
zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz – KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 
462) und § 5 Abs. 1 und 2 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geän-
dert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 306) die folgende Satzung beschlossen:  
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Satzung gilt für die Erhebung von Beiträgen von El-
tern der Kinder, die Einrichtungen im Sinne des § 1 des 
Gesetzes zur frühen Bildung und Erziehung von Kindern 
(Kinderbildungsgesetz – KiBiz) im örtlichen Zuständigkeits-
bereich des Jugendamts des Kreises Lippe in Anspruch 
nehmen.  
 
Diese Satzung gilt auch für die Inanspruchnahme des An-
gebotes der Förderung von Kindern in Kindertagespflege 
durch geeignete Tagespflegepersonen, im Haushalt der 
Tagespflegeperson, im Haushalt der Personensorgebe-
rechtigten oder in anderen geeigneten Räumen gemäß §§ 
22 bis 24 Sozialgesetzbuch VIII. 
 
§ 2 Beitragspflicht 
 
(1) Die Eltern von Kindern, die eine Einrichtung im Sinn von 
§ 1 KiBiz in Anspruch nehmen, haben entsprechend ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-
rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten zu entrich-
ten. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so 
tritt dieser an die Stelle der Eltern.  
 
(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflege-
eltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuerge-
setz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, 
die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern.  
 
(3) Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner.  
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(4) Von den Beitragsschuldnern wird ein monatlicher öffent-
lich-rechtlicher Beitrag zu den Jahresbetriebskosten der in 
Anspruch genommenen Einrichtung erhoben. Beitragszeit-
raum ist grundsätzlich das Kindergartenjahr (01. August bis 
31. Juli). Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten 
der Einrichtung nicht berührt.  
 
§ 3 Höhe der Elternbeiträge  
 
(1) Für die Bemessung des Elternbeitrags ist der zeitliche 
Umfang der zwischen Eltern und der Tageseinrich-
tung/Tagespflege vereinbarten Betreuung pro Woche so-
wie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Beitrags-
schuldner ausschlaggebend.  
 
(2) Vom maßgeblichen Einkommen (§ 4 Abs. 5) ist abhän-
gig von der wöchentlichen Betreuungszeit ein Prozentsatz 
als Elternbeitrag zu zahlen.  
 
Im Bereich der Kindertageseinrichtungen beträgt dieser 
Satz für eine vereinbarte Betreuungszeit von 25 Wochen-
stunden 3,52 Prozent, für eine vereinbarte Betreuungszeit 
von 35 Wochenstunden 3,70 Prozent und für eine verein-
barte Betreuungszeit von 45 Wochenstunden 5,70 Prozent.  
 
Im Bereich der Kindertagespflege beträgt dieser Satz für 
eine vereinbarte Betreuungszeit von bis zu 25 Wochen-
stunden 3,52 Prozent, für eine vereinbarte Betreuungszeit 
von bis zu 35 Wochenstunden 3,70 Prozent und für eine 
vereinbarte Betreuungszeit von mehr als 35 Wochenstun-
den 5,70 Prozent. 
 
Der monatliche Elternbeitrag wird kaufmännisch auf volle 
Euro gerundet. Elternbeiträge, die monatlich 6 Euro nicht 
erreichen, werden nicht erhoben. Ab 1.8.2010 erfolgt eine 
jährliche Anhebung aller Beitragssätze nach Satz 2 und 3 
entsprechend der Regelungen des § 19 Abs. 2 Kinderbil-
dungsgesetzes zur Erhöhung der Kindpauschalen.  
 
(3) Im Fall des § 2 Absatz 2 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, 
der sich nach einem Elterneinkommen von 24.000 Euro 
(vor Abzug des Grundfreibetrags) ergeben würde, es sei 
denn, nach Absatz 2 ergibt sich ein niedrigerer Beitrag.  
 
(4) Bei der Aufnahme, zu Beginn eines jeden Kindergarten-
jahres und danach auf Verlangen haben die Eltern dem ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe anzugeben und 
nachzuweisen, welches Einkommen ihren Elternbeiträgen 
zu Grunde zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommens-
höhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste 
Elternbeitrag zu leisten.  
 
(5) Werden zwei oder mehr Kinder im gemeinsamen Haus-
halt einer Familie oder von Personen, die nach § 2 Abs. 1 
an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in Kindestagespflege betreut, so ent-
fallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 
Sofern Kinder gem. § 23 (3) KiBiz von den Elternbeiträgen 
befreit sind, sind auch die Geschwisterkinder im Sinne des 
Satzes 1, die gleichzeitig in einer Kindertageseinrichtung 
oder in der Kindestagespflege betreut werden, beitragsfrei. 
Ergeben sich ohne Beitragsbefreiung nach Satz 1 unter-
schiedlich hohe Elternbeiträge, so ist der höchste Elternbei-
trag zu zahlen.  
 
 
 
 

 
(6) Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geldleis-
tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Grund-
sicherung für Arbeitssuchende, Arbeitslosengeld II), nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe) oder 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gewährt werden, 
die der Grundsicherung dienen, wird kein Elternbeitrag er-
hoben. 
 
§ 4 Einkommen 
 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der 
positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 
und 5a, Satz 2 des Einkommenssteuergesetzes. Ein Aus-
gleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit 
Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten ist nicht 
zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind 
steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur 
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen 
Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Eltern-
beitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach 
dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vor-
schriften ist nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach 
dem Bundeselterngeld-und Erziehungszeitgesetz (BEEG) 
ist bis zur in § 10 BEEG bestimmten Höhe nicht dem Ein-
kommen hinzuzurechnen.  
 
Sonderausgaben werden, mit Ausnahme der nach § 2 Abs. 
5a EStG steuerlich anerkannten Kinderbetreuungskosten, 
nicht berücksichtigt. 
 
(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Man-
dats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Aus-
scheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren 
Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach 
Absatz 1 ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der 
Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf 
Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen.  
 
(3) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 
Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibe-
träge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen.  
 
(4) Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe ist 
das Jahreseinkommen im jeweiligen Kalenderjahr. Solange 
das Jahreseinkommen nicht feststeht, ist von dem zu er-
wartenden Jahreseinkommen auszugehen. In diesem Fall 
sind zu erwartende Sonder-und Einmalzahlungen, die im 
laufenden Jahr anfallen, hinzuzurechnen.  
 
(5) Das maßgebliche Einkommen ist das nach den Absät-
zen 1 bis 4 errechnete Jahreseinkommen, höchstens 
75.000 Euro, vermindert um den doppelten Grundfreibetrag 
nach § 32a, Abs. 1 Nr. 1 – Einkommensteuertarif - des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG). 
 
(6) Wesentliche Änderungen der Einkommensverhältnisse, 
die zu einer Neufestsetzung der Elternbeiträge führen kön-
nen, sind unverzüglich anzugeben.  
 
§ 5 Festsetzung und Fälligkeit der Elternbeiträge 
 
(1) Die Elternbeiträge werden vom örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe erhoben. Über die Höhe und die Fäl-
ligkeit der Elternbeiträge wird den Beitragspflichtigen ein 
Bescheid erteilt.  
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(2) Die Elternbeiträge werden grundsätzlich für ein Kalen-
derjahr festgesetzt. Maßgeblich für die Bemessung der Bei-
tragshöhe ist das Jahreseinkommen. Im Rahmen der erst-
maligen Ermittlung des Jahreseinkommens oder im Rah-
men einer zu aktualisierenden Berechnung aufgrund von 
Änderungen in den wirtschaftlichen Verhältnissen sind die 
voraussichtlichen Einkünfte für das gesamte Jahr nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu ermitteln.  
 
Die Beitragsfestsetzung zu Beginn des Kindergartenjahres 
erfolgt durch einen vorläufigen Bescheid. Der Elternbeitrag 
soll ab dem Kalendermonat, in dem eine nichtunwesentli-
che Änderung des zu erwartenden Jahreseinkommens ein-
tritt, neu festgesetzt werden. Die endgültige Festsetzung 
des Kindergartenbeitrages erfolgt rückwirkend nach Ende 
des Kalenderjahres nach Vorlage entsprechender Belege 
wie z. B. des Steuerbescheides. Wird dabei festgestellt, 
dass sich Änderungen der Einkommensverhältnisse erge-
ben haben, die zur Zugrundelegung eines anderen Eltern-
beitrages führen, so ist der Beitrag ggf. auch rückwirkend 
neu festzusetzen. 
 
(3) Wenn Beitragsschuldner, die nach § 3 Abs. (6) von der 
Beitragszahlung befreit sind, nur während eines Teils des 
Jahres die Voraussetzungen des § 3 Abs. (6) erfüllen, wer-
den sie abweichend von Absatz 2 für die übrigen Monate 
so gestellt, als würde sich das dann erzielte Einkommen 
auf das ganze Jahr erstrecken.  
 
(4) Der Elternbeitrag ist jeweils zum 15. eines jeden Mo-
nats an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu 
entrichten. Geht der Bescheid den Beitragspflichtigen erst 
nach einem der Fälligkeitstermine zu, so ist die Beitrags-
schuld für den oder die vorangegangenen Fälligkeitstermi-
ne zum nächsten Fälligkeitstermin zu entrichten.  
 
§ 6 Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer die in § 3 Abs. 4 oder die 
in § 4 Abs. 6 bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll-
ständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden.  
 
(2) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
der Landrat. 
 
§ 7 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 1. August 2008 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Kreises Lippe vom 
23.06.2006 über Elternbeiträge für die Inanspruchnahme 
von Tageseinrichtungen für Kinder im örtlichen Zuständig-
keitsbereich des Jugendamts des Kreises Lippe außer 
Kraft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die vorstehende Satzung über Elternbeiträge für die Inan-
spruchnahme von Tageseinrichtungen für Kinder und in 
Kindertagespflege im örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Jugendamts des Kreises Lippe in der Fassung der 7. Ände-
rungssatzung vom 13.12.2016 wird hiermit bekanntge-
macht. 
 
Detmold, 13.12.2016 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
Dr. Lehmann 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 973 
 

 

 

Stadt Bad Salzuflen 
 
572 Außenbereichssatzung "Grünau", Ortsteil Ehr-

sen-Breden - Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 
14.12.2016 

 
Die Außenbereichssatzung „Grünau“, Ortsteil Ehrsen-
Breden in der Fassung vom 
02.12.2016 wird gemäß § 35 Abs. 6 und § 10 BauGB in 
Verbindung mit § 7 der  
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen als 
Satzung beschlossen.  
Die zugehörige Begründung in der Fassung vom 
02.12.2016 wird ebenfalls beschlossen. 
 
Außenbereichssatzung „Grünau“, Ortsteil Ehrsen-
Breden 
der Stadt Bad Salzuflen 
 
Präambel 
Aufgrund des § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. IS. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
20.10.2015 (BGBl.IS.1722), in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Lad Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV NRW S.496), hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
14.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung liegt östlich 
vom Ortskern Ehrsen-Breden, nördlich der Mittelstraße und 
beinhaltet Gebäude und Außenanlagen der Stiftung Grün-
au. Er umfasst die Flurstücke 59, 60, 61, 62, 67 (teilweise), 
68, 69,70, 81, 86 und 87 der Gemarkung Ehrsen-Breden, 
Flur 3. Der Geltungsbereich geht aus dem zu dieser Sat-
zung gehörenden Lageplan im Maßstab 1:1000 hervor.  
 
§ 2 Vorhaben  
Innerhalb des in § 1 festgelegten Geltungsbereiches richtet 
sich die planungsrechtliche Zulässigkeit von Wohnzwecken 
dienenden Vorhaben und kleinen Handwerks- und Gewer-
bebetrieben nach § 35 Abs. 6 BauGB in Verbindung mit § 
35 Abs. 2 BauGB.  
 
Der Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von 
Wohnzwecken oder kleinen Handwerks- und Gewerbebe-
trieben dienenden Vorhaben kann nicht entgegengehalten 
werden, dass sie  

• einer Darstellung des Flächennutzungsplans für 
Flächen für die Landwirtschaft oder Wald wider-
sprechen oder 

• die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersied-
lung befürchten lassen.  

 
Von der Satzung bleibt die Anwendung des § 35 Abs. 4 
BauGB unberührt.  
 
§ 3 Zulässigkeitsbestimmungen  
Die Errichtung von Neubauten i.S.v. § 35 Abs. 6 BauGB ist 
nur in der im beiliegenden Lageplan ausgewiesenen Flä-
che, die blau umrandet ist, zulässig. Zulässig sind  
 

 
Gebäude mit maximal zwei Vollgeschossen in offener 
Bauweise. Der Lageplan ist Bestandteil der Satzung.  
 
§ 4 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt gemäß § 35 Abs. 6 in Verbindung mit § 
10 Abs. 3 BauGB am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang der Außenbereichssatzung „Grünau“, 
Ortsteil Ehrsen-Breden sind aus dem in dieser Bekanntma-
chung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Die Außenbereichssatzung „Grünau“, Ortsteil Ehrsen-
Breden wird mit der Begründung  
gemäß § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtpla-
nung und Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Ru-
dolph-Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, 
während der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu je-
dermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 

 
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  
 
2. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den  15.12.2016   
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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573 Sechste Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Errichtung und Unterhaltung von 
Übergangsheimen für ausländische Flüchtlin-
ge in der Stadt Bad Salzuflen vom 14.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
14.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
§ 1 erhält folgende Fassung: 

 
Zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen unterhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Un-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Ahornstr. 103, 
Kirchheider Str. 36, 
Schmaler Weg 5, 
Lockhauser Str. 5, 
Heidestr. 26 - 36, 
Tilsiter Str. 1 - 12, 
Danziger Str. 1 - 8, 
Memelner Str. 1 – 8, 
Königsberger Str. 1, 3, 2 – 34 (nur gerade), 
Breslauer Str. 2 – 12 (nur gerade), 
Borsigstr. 11-11c, 13-13c, 
Ziegelstr. 45-45e, 
Bielefelder Str. 48. 
 

Artikel 2 
§ 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Aufsicht und Ordnung über die Einrichtungen wird in 
der Benutzungssatzung für die Inanspruchnahme von Un-
terkünften für Personen, zu deren Unterbringung die Stadt 
Bad Salzuflen gesetzlich verpflichtet ist geregelt. Die Be-
nutzungssatzung wird mit der Einweisungsverfügung aus-
gehändigt 
 

Artikel 3 
 
§ 3 Absatz 3 Buchst. b erhält folgende Fassung: 
 
b) der Benutzer durch sein Verhalten, insbesondere durch 
Verstöße gegen die Benutzungssatzung, Anlass dazu gibt, 
 

Artikel 4 
 
§ 6 Absatz 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratmeter 
Nutzfläche monatlich: 
 

Ahornstraße 103   5,40 Euro 

Kirchheider Str. 36   3,41 Euro 

Schmaler Weg 5   3,18 Euro 

Lockhauser Str. 5   3,00 Euro 

Heidestraße 26 - 36   6,06 Euro 

 

 

Tilsiter Str. 6 - 12   6,06 Euro 

Danziger Str. 1-8   6,06 Euro 

Memelner Str. 1-8   6,06 Euro 

Königsberger Str. 1, 3, 2-34 
(nur gerade)  

  6,06 Euro 

Breslauer Str. 2-12  
(nur gerade) 

  6,06 Euro 

Borsigstraße 11-11c, 13-
13c 

11,75 Euro 

Ziegelstraße 45–45e 11,75 Euro 

Bielefelder Straße 48   4,61 Euro 

 
Artikel 5 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 15.12.2016 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
574 26. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen 
vom 15.12.2016 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994, S. 666) - in der aktuell gültigen Fassung - und 
der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV 
NRW 1969, S. 712) – in der aktuell gültigen Fassung - und 
des § 29 der Satzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Sal-
zuflen vom 16.12.2008  - in der aktuell gültigen Fassung –   
 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 

14.12.2016 folgende Satzung 
beschlossen: 

 
Artikel 1 
 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung wird wie folgt ge-
ändert: 
 
      
A.  Nutzungsgebühren 
 I. Reihengräber   
  a) Sarg, Erwachsene  1.181,00 € 
  b) Sarg, anonym  1.289,00 € 
  c) Sarg, Kinder bis zu 

5 Jahren, Totge-
burten 

 575,00 € 

  d) Urne  757,00 € 
  e) Urne, anonym  815,00 € 
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 II. Erdbeisetzungswahlgrä-

ber 
  

  a) für Särge pro 
Grabstelle 

(58,00 €
/Jahr) 

1.740,00
 € 

  b) für Urnen (44,00 €
/Jahr) 

1.320,00
 € 

    
Überschreitung der 
Nutzungszeit 

  

   Wird durch die Belegung einer Grabstel-
le unter Berücksichtigung der Ruhezeit 
die Nutzungsdauer (30 Jahre) über-
schritten, auch wenn die Grabstelle noch 
nicht belegt war, so ist für jedes ange-
fangene Jahr der Überschreitung die je-
weilige Nutzungsgebühr für die gesamte 
Grabstelle zu zahlen. Bei der Wiederbe-
legung einer Lagerstelle nach Ablauf der 
Ruhezeit und noch innerhalb der erwor-
benen Nutzungszeit wird für die Zeit der 
zweiten Ausnutzung keine Gebühr erho-
ben. 

    
Doppel- /Mehrfachbelegung innerhalb 
einer Ruhezeit 

   Für die Beisetzung einer weiteren Urne 
in einem Urnenwahlgrab oder in einem 
belegten Wahlgrab sind für die Jahre der 
Ruhezeit, die durch das bestehende 
Nutzungsrecht abgedeckt sind, 2/3 der 
anteiligen Erwerbsgebühr zu zahlen (2/3 
von 58,00 € bzw. 44,00 € x Jahre). 
Wird durch die Belegung einer Grabstel-
le mit einer zusätzlichen Urne unter Be-
rücksichtigung der gesetzlichen Ruhezeit 
die Nutzungsdauer der Grabstätte über-
schritten, so ist für jedes angefangene 
Jahr die jeweilige volle Nutzungsgebühr 
für die gesamte Grabstelle zu zahlen. 
 

 III. Rasenwahlgräber   
  a) Sarg (48,00 €/Jahr)        

1.440,00 € 
  b) Urne (38,00 €/Jahr)        

1.140,00 € 
  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und 

die Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit 
gelten die Regelungen für Wahlgräber (A. II.) 
entsprechend. 

 
  

IV
. 

 
Urnenwand-
wahlgräber 

  

  Urne (38,00 €/Jahr) 1.140,00 € 
  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und 

die Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit 
gelten die Regelungen für Erdbeisetzungs-
wahlgräber (A. II.) entsprechend. 

     
 V.  Baumurnen-

wahlgräber 
  

   Urne (29,00 €/Jahr) 870,00 € 
  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und 

die Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit 
gelten die Regelungen für Erdbeisetzungs-
wahlgräber (A. II.) entsprechend. 

     
 

 
 VI

. 
Gebühr bei Rückgabe 
vor Ablauf der Nut-
zungszeit 

 

  a) Sarggräber  91,00 €/Jahr 
  b) Urnengräber  48,00 €/Jahr 
      
B. Bestattungsgebühren   
    
 V. Grabbereiten und –

zufüllen 
 

  a) Sarg - Reihen-
grab für Er-
wachsene und 
anonym 

571,00 € 

  b) Sarg - Reihen-
grab für Kinder 
bis zu 5 Jahren 
und Totgebur-
ten 

315,00 € 

  c) Sarg - Erdbei-
setzungswahl-
grab 

933,00 € 

  d) Sarg - Rasen-
wahlgrab 

571,00 € 

  e) Urne - Reihen-
grab, anony-
mes Reihen-
grab, Erdbei-
set- 
           zungs-
wahlgrab, Ra-
sengrab 

233,00 € 

  f) Urne - Urnen-
wand 

202,00 € 

  g) Urne - Bau-
murne 

298,00 € 

    
 VI. Zuschlag für Überstunden 139,00 € 
  Dieser Zuschlag wird für 

Bestattungen an Freitagen 
ab 13.00 Uhr und an Sams-
tagen erhoben. 

 

    
 VII. Umbettungen  
  a) Sarg - Aushebung bis 

5 Jahre nach Beiset-
zung 

762,00 € 

  b) Sarg - Aushebung 
über 5 Jahre nach 
Beisetzung 

1.713,00 € 

  c) Sarg - Wiederbeiset-
zung bis 5 Jahre nach 
Beisetzung 

508,00 € 

  d) Sarg - Wiederbeiset-
zung über 5 Jahre 
nach Beisetzung 

1.137,00 € 

  e) Urne - Ausbettung  400,00 € 
  f) Urne - Wiederbeiset-

zung 
268,00 € 

 
Die übrigen Buchstaben bleiben unberührt. 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 977 
 

 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „26. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 15.12.2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
575 Sondersatzung der Stadt Bad Salzuflen über 

die Erhebung von Beiträgen für die straßen-
bauliche Maßnahme „Lagesche Straße“ vom 
19.12.2016 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in der zur Zeit gel-
tenden Fassung, in Verbindung mit § 8 Kommunalabga-
bengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Ok-
tober 1969 (GV NRW S. 712), in der zur Zeit geltenden 
Fassung, hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sit-
zung am 14.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Auf die Beitragsberechnung und –erhebung für die stra-
ßenbauliche Maßnahme „Lagesche Straße“ ist die „Sat-
zung der Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung von Bei-
trägen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen vom 
17.08.2010 -Straßenbaubeitragssatzung“ mit den nachfol-
genden Änderungen anzuwenden. 

 
§ 2 

 
Der in § 4 Straßenbaubeitragssatzung geregelte „Anteil der 
Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand“ wird für 
Hauptverkehrsstraßen in Absatz (3) Nr. 3. wie folgt geän-
dert: 
 
Anteil der Beitragspflichtigen  
für die Fahrbahn  von 30 v.H. in 15 v.H, 
Anteil der Beitragspflichtigen  
für die Gehwege  von 70 v.H. in 35 v.H, 
Anteil der Beitragspflichtigen  
für die Parkstreifen von 70 v.H. in 35 v.H, 
Anteil der Beitragspflichtigen  
für die Radwege  von 30 v.H. in 15 v.H, 
Anteil der Beitragspflichtigen  
für die Beleuchtung von 50 v.H. in 25 v.H. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. November 2015 in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Bad Salzuflen wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
 
Bad Salzuflen, den 19. 12. 2016 
 
 
Roland Thomas 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Stadt Barntrup 
 
576 Hebesatzsatzung über die Festsetzung der Re-

alsteuerhebesätze der Stadt Barntrup für das 
Haushaltsjahr 2017 vom 19.12.2016 

 
Aufgrund des § 77 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/SGV.NRW 2023) und 
des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. 
I 1973 S. 965) und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes 
vom 15.10.2002 (BGBl. I 2002 S. 4167), in den jeweils gel-
tenden Fassungen hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner 
Sitzung vom 16.12.2016 folgende Hebesatzsatzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Für das Haushaltsjahr 2017 werden die Steuersätze für die 
Gemeindesteuern wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuern 
 

a) für landwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A)   280 v.H. 

 
b) für Grundstücke 

(Grundsteuer B)   500 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 
 
 nach dem Gewerbeertrag  445 v.H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
Schell   Voß 
Bürgermeister  Schriftführerin 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Barntrup, 19.12.2016 
 
 
Schell 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
577 Hundesteuersatzung der Stadt Barntrup vom 

19.12.2016 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) und 
der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in den je-
weils geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Barntrup 
in seiner Sitzung vom 16.12.2016 folgende Hundesteuer-
satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im 

Stadtgebiet. 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer 

einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse sei-
nes Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufge-
nommen hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen 
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehal-
ten. Ein zugelaufener Hund gilt als aufgenommen, 
wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen bei der Stadt 
Barntrup gemeldet und bei einer von dieser bestimmten 
Stelle abgegeben wird. Halten mehrere Personen ge-
meinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Ge-
samtschuldner. 

 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege o-

der Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder 
zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, 
dass der Hund in einer anderen Gemeinde der Bundes-
republik bereits versteuert wird oder von der Steuer be-
freit ist. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die 
Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder 
zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten über-
schreitet. 

 
§ 2 

Steuermaßstab und Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehal-

ter oder mehreren Personen gemeinsam  
 
a) nur ein Hund gehalten wird   54 Euro; 
b) zwei Hunde gehalten werden, je Hund 66 Euro; 
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden,  

je Hund    78 Euro; 
d) ein gefährlicher Hund gehalten wird 570 Euro; 
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e) zwei oder mehr gefährliche Hunde gehalten werden,  

je Hund    705 Euro; 
 
Gefährliche Hunde werden bei der Berechnung der Anzahl 
der Hunde mit berücksichtigt. 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, 
werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht 
berücksichtigt. 
 
(2) Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstaben 

d und e sind solche Hunde, 
 

a) die auf Angriffslust oder Kampfbereitschaft oder 
Schärfe oder andere in der Wirkung gleichstehende 
Zuchtmerkmale gezüchtet werden oder die eine 
Ausbildung zum Nachteil des Menschen, zum 
Schutzhund oder eine Abrichtung auf Zivilschärfe 
begonnen oder abgeschlossen haben. Als Ausbil-
dung zum Schutzhund zählt nicht die von privaten 
Vereinen oder Verbänden durchgeführte sogenann-
te Schutzdienst- oder Sporthundeausbildung, sofern 
keine Konditionierung zum Nachteil des Menschen 
erfolgt; 

 
b) die sich nach dem Gutachten des beamteten Tier-

arztes als bissig erwiesen haben; 
 
c) die in gefahrdrohender Weise einen Menschen an-

gesprungen haben; 
 
d) die bewiesen haben, dass sie unkontrolliert Wild, 

Vieh, Katzen oder Hunde hetzen oder reißen. 
 
Die Feststellung der Gefährlichkeit nach Abs. 2 Buchsta-
ben a) – d) erfolgt durch die örtliche Ordnungsbehörde 
nach Begutachtung durch den Kreisveterinär.  
 
Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind insbe-
sondere Hunde der Rassen 
 
1. Pitbull Terrier 
2. American Staffordshire Terrier 
3. Staffordshire Bullterrier 
4. Bullterrier 
5. Alano 
6. American Bulldog 
7. Bullmastiff 
8. Mastiff 
9. Mastino Espanol 
10. Mastino Napoletano 
11. Fila Brasileiro 
12. Dogo Argentino 
13. Rottweiler 
14. Tosa Inu 
 
sowie deren Kreuzungen untereinander sowie mit anderen 
Hunden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Ein gefährlicher Hund im Sinne des  Abs. 2 kann auf 

Antrag ab dem 1. des auf die Antragstellung folgenden 
Monats von der erhöhten Steuer für gefährliche Hunde 
gem. § 2 Abs. 1 Buchst. d) – e) befreit werden und statt 
dessen zur Steuer gem. § 2 Abs. 1 Buchst. a), b) bzw. 
c) veranlagt werden, wenn der Hundehalter nachweist, 
dass eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit durch 
seinen Hund nicht zu befürchten ist. Der Nachweis 
muss durch eine vor einem Kreisveterinär erfolgreich 
abgelegten Verhaltensprüfung erbracht werden. Die Be-
freiung von der erhöhten Steuer kann befristet und un-
ter Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden. 

 
§ 3 

Steuerbefreiung 
 

(1) Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in 
der Stadt Barntrup aufhalten, sind für diejenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besit-
zen, wenn sie nachweisen können, dass die Hun-
de in einer anderen Gemeinde der Bundesrepub-
lik versteuert werden oder von der Steuer befreit 
sind. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hun-

de, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe 
Blinder, Tauber oder sonst hilfloser Personen die-
nen. Sonst hilflose Personen sind solche Perso-
nen, die einen Schwerbehindertenausweis mit den 
Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“, "GL" oder „H“ besit-
zen. 

 
(3) Für Hunde, die der Halter (der nicht Vorbesitzer 

des Hundes sein darf) nachweislich aus einer Ein-
richtung übernommen hat, die eine Erlaubnis nach 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 Tierschutzgesetz besitzt und de-
ren Gemeinnützigkeit durch das zuständige Fi-
nanzamt bestätigt ist, wird auf Antrag Steuerbe-
freiung gewährt. Die Einrichtung im Sinne von 
Satz 1 muss ihren Sitz in einer dem Kreis Lippe 
angehörigen Gemeinde oder eine vertragliche 
Kooperation mit der Stadt Barntrup haben. Die 
Steuerbefreiung gilt für einen Hund pro Haushalt 
und wird befristet für 12 Monate erteilt. Sie beginnt 
mit dem 1. des Monats, in dem der Hund aus dem 
Tierheim übernommen worden ist. 

 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 

wird eine Steuerbefreiung nach den Absätzen 2 
und 3 nicht gewährt. 

 
§ 4 

Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung 
 
(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 wird nur gewährt, wenn 

der Hund, für den die Steuerbefreiung in Anspruch ge-
nommen wird, für den angegebenen Verwendungs-
zweck hinlänglich geeignet ist. 

 
(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung ist spätestens zwei 

Wochen vor Beginn des Monats, in dem die Steuerbe-
freiung wirksam werden soll, schriftlich bei der Stadt zu 
stellen. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für den 
nach Eingang des Antrags beginnenden Kalendermo-
nat auch dann nach den Steuersätzen des § 2 erhoben, 
wenn die Voraussetzungen für die beantragte Steuer-
vergünstigung vorliegen. 
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(3) Über die Steuerbefreiung wird eine Bescheinigung aus-

gestellt. Diese gilt nur für die Halter, für die sie bean-
tragt und bewilligt worden ist. 

 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung 

weg, so ist dies innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Wegfall der Stadt Barntrup schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 5 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in 

dem der Hund aufgenommen worden ist. Bei Hunden, 
die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehal-
tenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit 
dem 1. des Monats, in dem der Hund drei Monate alt 
geworden ist. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 be-
ginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem 
der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden 
ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in 

dem der Hund veräußert oder sonst abgeschafft wird, 
abhanden kommt oder eingeht. 

 
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Ge-

meinde beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des auf den 
Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines Hundehal-
ters aus der Stadt Barntrup endet die Steuerpflicht mit 
Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die 

Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres beginnt - 
für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 

 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zuge-

hen des Festsetzungsbescheides für die zurückliegen-
de Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November mit einem Viertel 
des Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze Jahr 
im Voraus entrichtet werden. 

 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepub-

lik versteuerten Hund erwirbt oder mit einem solchen 
Hund zuzieht oder wer an Stelle eines abgeschafften, 
abhanden gekommenden oder eingegangenen Hundes 
einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrechnung der 
nachweislich bereits entrichteten, nicht erstatteten 
Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichten-
de Steuer verlangen. 

 
§ 7 

Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb 

von zwei Wochen nach der Aufnahme oder - wenn der 
Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen 
Hündin zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wochen, 
nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, unter 
Angabe der Hunderasse bei der Stadt Barntrup anzu-
melden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muß die 
Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Ta-
ge, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschrit-
ten worden ist, und in den Fällen des § 5 Abs. 3 Satz 1  
 

 
innerhalb der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug 
folgenden Monats erfolgen. 

 
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wo-

chen, nachdem er ihn veräußert oder sonst abgeschafft 
hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder 
eingegangen ist oder nachdem der Halter aus der Stadt 
Barntrup weggezogen ist, bei der Stadt Barntrup abzu-
melden. Mit der Abmeldung des Hundes ist die noch 
vorhandene Hundesteuermarke an die Stadt Barntrup 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes an 
eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name 
und die Anschrift dieser Person anzugeben. 

 
(3) Die Stadt Barntrup übersendet mit dem Steuerbescheid 

oder mit der Bescheinigung über die Steuerbefreiung 
für jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehal-
ter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befes-
tigten gültigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der 
Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt 
Barntrup die gültige Steuermarke auf Verlangen vorzu-
zeigen. Bis zur Übersendung einer neuen Steuermarke 
ist die bisherige Steuermarke zu befestigen oder vorzu-
zeigen. Andere Gegenstände, die der Steuermarke 
ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt werden. 
Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird dem Hunde-
halter auf Antrag eine neue Steuermarke gegen Ersatz 
der Kosten ausgehändigt. 

 
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und 

deren Stellvertreter sind verpflichtet, den Beauftragten 
der Stadt Barntrup auf Nachfrage über die auf dem 
Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hun-
de und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu ertei-
len (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NW in Verbindung mit § 93 
AO). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung ist 
auch der Hundehalter verpflichtet. 

 
(5) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind 

die Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände 
sowie deren Stellvertreter zur wahrheitsgemäßen Aus-
füllung der ihnen vom Steueramt übersandten Nach-
weisungen innerhalb der vorgeschriebenen Fristen ver-
pflichtet (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NW in Verbindung mit 
§ 93 AO). Durch das Ausfüllen der Nachweisungen wird 
die Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 nicht berührt. 

 
§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712) 
in der zurzeit geltenden Fassung handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig 
 
1. als Hundehalter entgegen § 4 Abs. 4 den Wegfall der 

Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung nicht recht-
zeitig anzeigt, 

 
2. als Hundehalter entgegen § 7 Abs. 1 einen Hund nicht 

oder nicht rechtzeitig oder unter fehlender oder falscher 
Angabe der Hunderasse anmeldet, 
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3. als Hundehalter entgegen § 7 Abs. 3 einen Hund au-

ßerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten 
Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuer-
marke umherlaufen läßt, die Steuermarke auf Verlan-
gen des Beauftragten der Stadt nicht vorzeigt oder dem 
Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähn-
lich sehen, anlegt, 

 
4. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand o-

der deren Stellvertreter sowie als Hundehalter entgegen 
§ 7 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt, 

 
5. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand o-

der deren Stellvertreter entgegen § 7 Abs. 5 die vom 
Steueramt übersandten Nachweisungen nicht wahr-
heitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt. 

 
§ 9 

Inkrafttreten 
 
Diese Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 06.07.2011 
außer Kraft. 
 
Schell    Voß 
Bürgermeister   Schriftführerin 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hundesteuersatzung wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Barntrup, 19.12.2016 
 
 
Schell 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 

 
578 8. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Ab-
wassergebühren und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse vom 19.12.2016 

 
Aufgrund des §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) zuletzt geän-
dert durch Gesetz  vom 25. Juni 2015 (GV NRW.S. 496)  
und der §§ 1,2, 4, 6, 7, 8 und 10 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
Oktober 1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 08. September 2015 (GV NRW S. 666), sowie 
der §§ 53, 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 25.Juni 1995 (LWG) (GV NRW 
S. 926) zuletzt geändert durch Gesetz vom 08. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) in Verbindung mit der Entwässerungs-
satzung der Stadt Barntrup in der derzeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung am 
16.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 8 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt je m ³ Schmutzwasser 5,15 €. 
 
§ 2 
 
§ 5 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 1 folgende Fassung: 
 
Die Grundlage der Gebührenberechnung für das Nieder-
schlagswasser ist die bebaute (bzw. überbaute) und / oder 
befestigte Grundstücksfläche, von der Niederschlagswas-
ser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden ab-
flusswirksam in die städtische Abwasseranlage gelangen 
kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbe-
sondere vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flä-
chen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswas-
ser in die städtische Abwasseranlage gelangen kann. Die 
Fläche wird quadratmetergenau berechnet. 
 
§ 3 
 
§ 5 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 6 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt i.S.d. Abs. 1 für jeden Quadratmeter 
bebauter und / oder befestigter Fläche 0,81 € je Kalender-
jahr. 
 
§ 4 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
(Jürgen Schell)           (Voß)  
Bürgermeister      Schriftführerin 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 8. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwas-
sergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 
vom 08.12.2008 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  
 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtliche Bestimmung und des Flächennut-
zungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuwei-
sen.“ 
 
Barntrup, 19.12.2016 
 
 
Jürgen Schell 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 983 
 

 

 

Stadt Blomberg 
 
579 Bekanntgabe über die Veröffentlichungspflicht 

von Angaben Blomberger Mandatsträger gem. 
§ 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW 

 
Die Mandatsträger der Stadt Blomberg (Rats- und Aus-
schussmitglieder, Ortsvorsteher) haben nach § 16 Korrup-
tionsbekämpfungsgesetz NRW schriftlich Auskunft über 
ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu ge-
ben. Diese Angaben können innerhalb der Öffnungszeiten 
der Stadtverwaltung Blomberg in den Diensträumen (Zim-
mer 22 und 23) eingesehen werden. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/verwaltung/oeffentliche-bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 08.12.2016 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
580 Änderung der Satzung der Stadtsparkasse 

Blomberg/Lippe 
 
Auf Beschluss des Rates der Stadt Blomberg vom 
27.09.2016 erhält § 1 Abs. 2 der Satzung der Stadtspar-
kasse Blomberg/Lippe folgenden Wortlaut: 
 
"Im Geschäftsverkehr kann die Sparkasse die Kurzbe-
zeichnung Sparkasse Blomberg oder Stadtsparkasse 
Blomberg führen." 
 
Die Satzungsänderung ist am 11.11.2016 durch das Fi-
nanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Az.: SK 
20-02-1-1-III B 3 (Blomberg)) genehmigt worden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderung der Satzung der Stadtsparkas-
se Blomberg/Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt  und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/verwaltung/oeffentliche-bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 12.12.2016 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Geise 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Stadt Detmold 
 
581 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
 
12-18 „ehem. Wiebuschstraße", 1. (beschleunigte)  
Änderung 
Ortsteil:   Spork-Eichholz 
Änderungsgebiet: Westlich der Straße Sieks- 

wiese (Flurstücke 544, 548, 
650, 693 (tlw.), Gemarkung 
Spork-Eichholz, Flur 1) 

 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 07.12.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes 
mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbe-
schluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 12-18 „ehem. Wiebuschstraße",  
1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Spork-Eichholz 
Änderungsgebiet: Westlich der Straße Sieks-

wiese (Flurstücke 544, 548, 
650, 693 (tlw.), Gemarkung 
Spork-Eichholz, Flur 1) 

 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

05.01.2017 bis einschließlich 06.02.2017 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung fallen. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung abgese-
hen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 07.12.2016 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 12-18 „ehem. Wiebuschstraße“,  
1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Spork-Eichholz 
Änderungsgebiet: Westlich der Straße Siekswiese 
(Flurstücke 544, 548, 650, 693 (tlw.), Gemarkung Spork-
Eichholz, Flur 1) 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 12.12.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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582 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
 
12-18 „ehem. Wiebuschstraße", 2. (beschleunigte)  
Änderung 
Ortsteil:   Spork-Eichholz 
Änderungsgebiet: Westlich des Albertwegs, süd-

lich der Echternkampstraße 
(Flurstück 1220 (tlw.), Gemar-
kung Spork-Eichholz, Flur 1) 

 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 07.12.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes 
mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbe-
schluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 12-18 „ehem. Wiebuschstraße",  
2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Spork-Eichholz 
Änderungsgebiet: Westlich des Albertwegs, süd-

lich der Echternkampstraße 
(Flurstück 1220 (tlw.), Gemar-
kung Spork-Eichholz, Flur 1) 

 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

05.01.2017 bis einschließlich 06.02.2017 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen  

 
dieser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung fallen. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung abgese-
hen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 07.12.2016 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 12-18 „ehem. Wiebuschstraße“,  
2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Spork-Eichholz 
Änderungsgebiet:  Westlich des Albertwegs, süd-
lich der Echternkampstraße (Flurstück 1220 (tlw.), Ge-
markung Spork-Eichholz, Flur 1) 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 12.12.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Gemeinde Kalletal 
 
583 3. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung einer Gebühr für die Benutzung von 
Übergangsheimen zur Unterbringung von 
Aussiedlern, Flüchtlingen und Zuwanderer 
vom 16. Dezember 2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. No-
vember 2016 (GV.NRW. S. 966), und der §§ 2, 4 und 6 
Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712) in der 
jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Kalletal 
in seiner Sitzung vom 15. Dezember 2016 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
 
1. § 1 erhält folgende Fassung:  

 
Für die Benutzung der Wohnräume und der gemein-
schaftlichen Einrichtungen der Übergangswohnheime 
der Gemeinde Kalletal ist eine Gebühr zu entrichten. 
Benutzer, die einen  
Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG) in der jeweils gültigen Fassung 
haben, sind von der Entrichtung der Gebühr sowie der 
Zahlung von Nebenkosten gemäß § 4 der Satzung be-
freit. 
 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 
 

(1) Die Benutzungsgebühr wird nach der Grundfläche 
der benutzten Räume einschließlich der anteiligen 
Gemeinschaftsflächen berechnet. Die anteilige Ge-
meinschaftsfläche wird durch Division der gesamten 
Gemeinschaftsfläche durch die gesamte reine 
Wohnfläche und die Multiplikation dieses Ergebnis-
ses mit der individuell in Anspruch genommenen 
Wohnfläche ermittelt. 
 

(2) Die Gebühr wird in Form eines feststehenden Pau-
schalsatzes pro Quadratmeter je Monat erhoben. 
Der Pauschalbetrag ist gemäß der Verordnung über 
wirtschaftliche Berechnungen (Zweite Berech-
nungsverordnung – II. BV - ) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. Oktober 1990 in der jeweils 
gültigen Fassung zu ermitteln und festzusetzen. Bei 
angemieteten Unterkünften bemisst sich die Benut-
zungsgebühr nach der Höhe der zu entrichtenden 
Miete. 

 
3. § 3 erhält folgende Fassung: 

 
Zur Zahlung der Benutzungsgebühr ist jede Person im 
folgenden Benutzer genannt verpflichtet. Sofern die zu-
gewiesene Wohnfläche von mehreren Personen ge-
nutzt wird, die keine Haushaltsgemeinschaft bilden, 
sind die Benutzungsgebühren insoweit von jedem Be-
nutzer anteilig zu zahlen. Alle Benutzer, die zu einer 
Haushaltsgemeinschaft gehören, haften gesamtschuld-
nerisch für die Gebühren der Unterbringung. Eine  
 
 

 
Haushaltsgemeinschaft kann gemeinsam durch einen 
einheitlichen Veranlagungsbescheid veranlagt werden. 
Der Haushaltsvorstand gilt als für alle zum Haushalt 
gehörenden Benutzer empfangsbevollmächtigt, sofern 
die Benutzer bei der Zuweisung in das Übergangs-
wohnheim nichts Gegenteiligen erklären. 

 
§ 2 

 
Vorstehende Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2017 in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „3. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung einer Gebühr für die Benutzung von 
Übergangsheimen zur Unterbringung von Aussiedlern, 
Flüchtlingen und Zuwanderer 
vom 16. Dezember 2016“ wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW vom 02. Sep-
tember 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,  

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden -  auf der Internetseite der Ge-
meinde Kalletal unter www.kalletal.de (Rubrik: Bekanntma-
chungen) zugänglich gemacht. 
 
Kalletal, den 16. Dezember  2016 
 
 
Mario Hecker 
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
584 8. Satzung zur Änderung der Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Wasserversorgungssat-
zung der Gemeinde Kalletal vom 16.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung i. V. 
m. den §§ 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes  
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für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. 
Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner Sit-
zung am 15.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversor-
gungssatzung der Gemeinde Kalletal vom 18.05.1994 in 
der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 17.12.2015 
wird wie folgt geändert: 
 
a) § 8 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 

 
Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern mit einem 
Nenndurchfluss 
 
- bis 5 m³/h    =  9,30 EUR/Monat 
- bis 10 m³/h    =18,60 EUR/Monat 
- bis 20 m³/h     =37,20 EUR/Monat 
- über 20 m³/h und bei  

Verbundzählern  =     55,80EUR/Monat 
 
b) § 8 Ziffer 4 erhält folgende Fassung: 

 
Die Verbrauchsgebühr berechnet sich nach der Wasser-
entnahme; sie beträgt einheitlich 1,11 EUR/m³. 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende "8. Satzung zur Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung der 
Gemeinde Kalletal vom 16.12.2016" wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NR vom 02. Sep-
tember 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung, 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekanntge-

macht worden 
 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
 
 
 
 
 

 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden – auf der Internetseite der Ge-
meinde Kalletal unter www.Kalletal.de 
(Rubrik:Bekanntmachungen) zugänglich gemacht.  
 
Kalletal, 16. Dezember 2016 
 
 
Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
585 9. Satzung zur Änderung der Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Wasserversorgungssat-
zung der Gemeinde Kalletal vom 16.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung i. V. 
m. den §§ 2 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Okto-
ber 1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung 
am 15.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversor-
gungssatzung der Gemeinde Kalletal vom 18.05.1994 in 
der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 17.12.2015 
wird wie folgt geändert: 
 
a) § 15 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 
 
3. Der Aufwand für jede Trennung des Hausanschlusses 

von der Versorgungsleitung und Wiederherstellung des 
ursprünglichen Hausanschlusses ist der Gemeinde in 
der tatsächlichen Höhe zzgl. Mehrwertsteuer zu erset-
zen. 

 
b) § 15 Ziffer 4 erhält folgende Fassung: 
 
4. Der Ersatzanspruch entsteht für die Herstellung mit der 

endgültigen Fertigstellung für die Veränderung mit der 
Beendigung der Maßnahme. Der Ersatzanspruch wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
c) § 15 Ziffer 5 erhält folgende Fassung: 
 
5. Ersatzpflichtig ist der Anschlussnehmer. Mehrere An-

schlussnehmer sind Gesamtschuldner. 
 
d) § 15 Ziffer 6 erhält folgende Fassung: 
 
6. Die Regelungen unter Abs. 1 bis 5 gelten nicht für den 

Anschluss von Industrieunternehmen und Weitervertei-
lern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser; diesbe-
züglich bedarf es des Abschlusses gesonderter Verein-
barungen. 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende "9. Satzung zur Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung der 
Gemeinde Kalletal vom 16.12.2016" wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NR vom 02. Sep-
tember 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung, 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,  
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt-

gemacht worden 
 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden – auf der Internetseite der Ge-
meinde Kalletal unter www.Kalletal.de 
(Rubrik:Bekanntmachungen) zugänglich gemacht.  
 
Kalletal, 16. Dezember 2016 
 
 
Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
586 Satzung der Gemeinde Kalletal über die Ent-

sorgung von Grundstücksentwässerungsanla-
gen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 
vom 16.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.7.1994  
 
(GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung, des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31.7.2009 (BGBl. I 
S. 2585 ff.) in der zurzeit geltenden Fassung, der  §§ 43 ff. 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz NRW – LWG NRW) vom 25.6.1995 
(GV. NRW. S. 926) in der zurzeit geltenden Fassung und 
der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Kalletal am  
15.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
(1) Die Gemeinde betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung 

der Grundstücksentwässerungsanlagen als öffentliche 
Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaft-
liche Einheit.  
 

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser 
Satzung sind abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen 
für häusliches Schmutzwasser. 
 

(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage so-
wie Abfuhr und Behandlung der Anlageninhalte. Zur 
Durchführung der Entsorgung kann sich die Gemeinde 
Dritter als Erfüllungsgehilfen bedienen.  

 
§ 2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde lie-

genden Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde 
die Entsorgung einer Grundstücksentwässerungsanla-
ge und die Übernahme des Inhaltes zu verlangen (An-
schluss- und Benutzungsrecht). 

 
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranla-

gen von der Entleerung ausgeschlossen,  bei denen 
die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfal-
lenden Klärschlammes auf Antrag der Gemeinde von 
der zuständigen Behörde gemäß  § 49 Abs. 5 Satz 2 
LWG NRW auf den Nutzungsberechtigten des 
Grundstücks übertragen worden ist. 

 
§ 3 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 
 
(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Ab-

wasser ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhalts-
stoffe 

 
1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten 

Mitarbeiter verletzt oder Geräte und  
Fahrzeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder 

 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige 

Personal gefährdet oder 
gesundheitlich beeinträchtigt oder 

 
3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand 

angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfähigkeit 
oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteu-
ert oder behindert oder 
 

4. die Klärschlammbehandlung,-beseitigung oder -
verwertung beeinträchtigt oder 
verteuert oder 

 
5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so er-

heblich stört, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht einge-
halten werden können. 

 
(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit 

dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen. 
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§ 4 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist 

verpflichtet, die Entsorgung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage ausschließlich durch die Gemeinde zuzu-
lassen und den zu entsorgenden Inhalt der Gemeinde 
zu überlassen (Anschluss- und Benutzungszwang). 

 
 
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das 

in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche 
Abwasser.  

 
(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall den Grundstücksei-

gentümer für das in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen 
des  § 49 Abs 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW vorliegen oder 
die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs 5 
Satz 2 LWG NRW gegeben sind. Hierzu muss der 
Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwas-
ser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Düngung 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich  oder gärtne-
risch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasser-
rechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen 
und immissionsschutzrechtlichen Bestimmung aufge-
bracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der Land-
wirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, naturschutz-
rechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden vor-
legt.  

 
§ 5 

 
Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grund 

stücksentwässerungsanlage 
 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den 

gemäß § 60 WHG und  § 56 LWG NRW jeweils in Be-
tracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu 
betreiben und zu unterhalten. Die untere Umweltbehör-
de ordnet in ihrer Funktion als untere Wasserbehörde 
bei Bedarf die Sanierung an. 

 
(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind 

so zu bauen, dass die Grundstücksentwässerungsanla-
gen durch die von der Gemeinde oder von beauftragten 
Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertret-
barem Aufwand die Entleerung durchführen können. 
Die Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zu-
gänglich und der Deckel muss durch eine Person zu 
öffnen sein. 
 

(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des 
Abs. 2 nach Aufforderung der Gemeinde zu beseitigen 
und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. 

 
§ 6 

Durchführung der Entsorgung 
 
(1) Die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlage 

erfolgt nach Bedarf, jedoch mindestens einmal pro Jahr. 
Abweichend von Satz 1 sind vollbiologische Kleinklär-
anlagen mit der Bauartzulassung vom Deutschen Insti-
tut für Bautechnik (DIBt) entsprechend den allgemein  

 
anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, d. h. nach 
Feststellung von 50 % Füllung des gesamten Nut-
zungsvolumens mit Schlamm, zu entleeren, soweit auf 
der Grundlage des  § 56 LWG keine anderen Regelun-
gen eingeführt worden sind. Vollbiologische Kleinklär-
anlagen ohne Bauartzulassung sind je nach Größe und 
Bedarf in kürzeren Zeitintervallen zu entsorgen, die von 
der Gemeinde im Einzelfall festgelegt werden. Der 
Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig 
mündlich oder schriftlich zu beantragen. 

 
(2) Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber 

einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn 
die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren Spei-
chervolumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit 
einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausge-
rüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose 
Grube bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens 
angefüllt ist. Der Grundstückseigentümer hat die Ent-
sorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu bean-
tragen.  

 
(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Ent-

sorgungsplans kann die Gemeinde die Grundstück-
sentwässerungsanlage entsorgen, wenn besondere 
Umstände eine Entsorgung erfordern oder die Voraus-
setzungen für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag 
auf Entsorgung unterbleibt. 
 

(4) Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie 
die Art und Weise der Entsorgung. 

 
(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentü-

mer unter Beachtung der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser 
Satzung, die Grundstücksentwässerungsanlage freizu-
legen und die Zufahrt zu gewährleisten.  

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Ent-

leerung unter Beachtung der Betriebsanleitung, der 
DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis 
wieder in Betrieb zu nehmen. 

 
(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Ei-

gentum der Gemeinde über. Die Gemeinde ist nicht 
verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen zu 
suchen oder suchen zu lassen. Werden Wertgegen-
stände gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln. 

 
§ 7 

Anmeldung und Auskunftspflicht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde das 

Vorhandensein von Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer  
 
derartigen Anlage vorhandenen baurechtlichen und 
wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 
dieser Satzung hinaus der Gemeinde alle zur Durchfüh-
rung dieser Satzung erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len. 
 

(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so 
sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentü-
mer verpflichtet, die Gemeinde unverzüglich schriftlich 
zu benachrichtigen. 
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§ 8 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
und Betretungsrecht 

 
(1) Im Rahmen der Überwachungspflicht für Kleinkläranla-

gen nach  § 46 Abs. 1 LWG NRW überprüft die Ge-
meinde durch regelmäßige Kontrollen den ordnungs-
gemäßen Zustand der Kleinkläranlagen. Sie kann sich 
zur Erfüllung dieser Pflicht nach   § 46 Abs. 1 LWG 
NRW Dritter bedienen. 
 
 

(2) Den Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, ob die 
Vorschriften dieser Satzung befolgt werden und ob der 
Zustand der Kleinkläranlagen ordnungsgemäß ist, un-
gehinderten Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen 
des Grundstücks und der Grundstücksentwässerungs-
anlage zu gewähren. Die Beauftragten haben sich auf 
Verlangen durch einen von der Gemeinde ausgestellten 
Dienstausweis auszuweisen. 
 

(3) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Be-
fahren seines Grundstücks zum Zwecke der Entsor-
gung gemäß § 98 LWG NRW zu dulden. 

 
§ 9 

Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge 

mangelhaften Zustandes oder unsachgemäßer Benut-
zung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder 
Zuwegung. In gleichem Umfang hat er die Gemeinde 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. 
 

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflich-
tungen aus dieser Satzung nicht oder nicht ausreichend 
nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist 
er zum Ersatz verpflichtet. 
 

(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung we-
gen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig durch-
geführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen 
Anspruch auf Schadensersatz oder Ermäßigung der 
Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Gemeinde im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. 

 
§ 10 

Benutzungsgebühren 
 
(1) Die Gemeinde Kalletal erhebt Benutzungsgebühren 

nach Maßgabe des KAG NRW und den Bestimmungen 
dieser Satzung. 

 
(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte 

Menge des abgefahrenen Grubeninhalts. Zur Abfuhr-
menge gehört auch das für das Absaugen etwa erfor-
derliche Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der 
Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts, gemessen an 
der Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeuges. 

 
(3) Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden 

Grubeninhalts zu ermitteln. Der ermittelte Wert soll vom 
Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten be-
stätigt werden. 

 
(4) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Abfuhr, im Falle 

des § 11 Abs. 2 mit der vergeblichen Anreise. 

 
(5) Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung 

Eigentümer der zu entsorgenden Grundstücksentwäs-
serungsanlage ist. 

 
(6) Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem Ge-

bührenpflichtigen durch einen Gebührenbescheid be-
kannt gegeben. Die Benutzungsgebühr wird einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 

 
§ 11 

Gebührensatz 
 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grund-

stücksentwässerungsanlagen beträgt einheitlich für 
Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben  57,55 € je 
Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts. 
 

(2) Für eine vergebliche Anfahrt sind 15,00 EUR je ange-
fangene halbe Stunde zu zahlen. 
 

§ 12 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentü-
mer ergebenden Rechte und Pflichten geltend entspre-
chend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte 
und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Be-
rechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 er-
gebenden Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich 
zur Nutzung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benut-
zer. 
 

§ 13 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von 
der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet. 
 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen 

des § 3 entspricht, 
b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung an-

schließt oder sie nicht benutzt, 
 

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den An-
forderungen des § 5 Abs. 2 entsprechend baut, be-
treibt oder unterhält oder einer Aufforderung der 
Gemeinde nach § 5 Abs. 3 zur Beseitigung der 
Mängel nicht nachkommt, 

d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht 
oder nicht rechtzeitig beantragt, 

e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt nicht ge-
währleistet, 

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt, 

g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 nicht 
nachkommt, 

h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt, 
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i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren 

seines Grundstücks nicht duldet. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

50.000 € geahndet werden. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum  01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung vom  15.02.2012 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende "Satzung der Gemeinde Kalletal über die 
Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, ab-
flusslose Gruben) 
vom 16. Dezember 2016" wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NR vom 02. Sep-
tember 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung, 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,  
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt-

gemacht worden 
 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden – auf der Internetseite der Ge-
meinde Kalletal unter www.Kalletal.de 
(Rubrik:Bekanntmachungen) zugänglich gemacht.  
 
Kalletal, 16. Dezember 2016 
 
    Aushang: 27.12.2016 
 
 
Mario Hecker 
Bürgermeister   Abnahme:30.01.2017 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
587 Auslegung des Entwurfes der Haushaltssat-

zung der Gemeinde Kalletal mit Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2017 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Gemeinde Kalletal für das Haus-
haltsjahr 2017 nebst Anlagen gemäß § 80 Abs. 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO 
NRW – vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung ab dem 27.12.2016 während der Dauer 
des Beratungsverfahrens im Rat im Fachbereich Finanzen 
im Rathaus, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, Zimmer 12 
und 16, während der Öffnungszeiten Montag bis Mittwoch 
und Freitag von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr sowie Donnerstag 
von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr und auf der Internetseite 
www.kalletal.de unter dem Punkt "Finanzwirtschaft" zur 
Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen können Einwohner oder Abgabepflichtige bis ein-
schließlich zum 08.02.2017 Einwendungen schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift unter der oben angegebenen 
Anschrift erheben. 
 
Über die Einwendungen entscheidet der Rat der Gemeinde 
Kalletal in öffentlicher Sitzung.  
 
Kalletal, den 16.12.2016 
 
GEMEINDE KALLETAL 
Der Bürgermeister 
 
 
Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Stadt Lage 
 
588 7. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage 
vom 14.12.2016 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), des § 
3 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW S. 706) und 
der §§ 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in 
den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Lage 
in seiner Sitzung am  14.12. 2016 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung zur Straßenreinigungssatzung der 
Stadt Lage vom 17.12.2009 in der Fassung der 6. Ände-
rung vom 14.12.2015 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Abs. 3, 4 und 5 werden wie folgt geändert: 
 
(3) Wird ein Grundstück nur durch den Wendehammer ei-
ner Straße erschlossen, sind der Frontmeterberechnung 
die Grundstücksseiten zugrunde zu legen, die in gleichem 
Abstand oder in einem Winkel von weniger als 45° zu einer 
gedachten geradlinigen Verlängerung der Straße verlaufen. 
Bei der Feststellung der Grundstücksseiten werden Bruch-
teile eines Meters bis zu 0,50 m einschließlich abgerundet 
und über 0,50 m aufgerundet. 
 
(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 
beträgt für die Sommerreinigung  jährlich: 
 

- in Reinigungsklasse S1 (Reinigung verkehrsberu-
higter Bereich 

- und Fußgängerzone)  20,80 € 
 
- in Reinigungsklasse S2 (Reinigung inner-

/überörtlicher Verkehrs- 
Straßen)      0,41 € 

 
(5) Für die Winterwartung wird –unabhängig von der Reini-
gungshäufigkeit- zusätzlich eine  Benutzungsgebühr erho-
ben. Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Abs. 1 bis 3) 
beträgt jährlich: 
 

- in Reinigungsklasse W1 (Winterwartung für den Be-
reich S1)      0,00 € 

 
- - in Reinigungsklasse W2 (Winterwartung Anlieger-

/Verkehrsstraße)     0,00 € 
 
- -  in Reinigungsklasse W3 (eingeschränkte Winter-

wartung)      0,00 € 
  

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 7. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Straßen-reinigungssatzung der Stadt Lage 
vom 14.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 7. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung zur Straßenreini-
gungssatzung der Stadt Lage vom  14.12.2016 wird auf der 
Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 14. Dezember 2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
589 11. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Satzung über die Abfallentsorgungs-
satzung in der Stadt Lage vom 14.12.2016 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen -GO NRW- vom 14. 07. 1994 (GV. 
NRW. S. 666), der §§ 5 und 9 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 
1988 (GV. NRW. S. 250) und der §§ 1, 2, 4,  und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 
S. 712) in den jeweils gültigen Fassungen, sowie des § 21 
der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lage 
hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 14. De-
zember 2016 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 

 
In § 2 der Gebührensatzung zur Satzung über die Ab-
fallentsorgung in der Stadt Lage wird Absatz 2 durch fol-
gende Neufassung ersetzt:  
 
(2)  Die Gebühren betragen jährlich  
  

a) Grundgebühr je Haushalt      34,32 € 
b) Grundgebühr je Betrieb    17,15 € 

  
c) für einen System-Abfallbehälter (einschließlich Be-

hältermiete) 
60 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung  

  39,99 € 
60 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung  
(Ausnahme)        
       71,28 € 
80 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
       46,96 € 
80 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung  
(Ausnahme)          85,63 € 
120 l  grau  bei vierwöchentlicher  
Entleerung     60,89 € 
120 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung  
(Ausnahme)   113,51 € 
240 l  grau  bei vierwöchentlicher  
Entleerung      102,71 € 
240 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung  
(Ausnahme)      197,13 € 

 
40 l  grün      27,22 € 
60 l  grün      38,49 € 
80 l  grün (alle 14-täglich geleert)   49,76 € 
80 l grün (Saison-Biotonne)    32,54 € 
120 l  grün      72,30 € 
120 l  grün (Saison-Biotonne)   47,27 € 
240 l  grün       139,92 € 
240 l grün (Saison-Biotonne)   91,49 € 

  
d) für einen System-Abfallbehälter mit 1.100 l Nutzin-

halt 
 

bei monatlich einmaliger Leerung  
Eigentumscontainer 393,54 € 
Mietcontainer  464,82 € 

 
bei 14-täglicher Entleerung  

Eigentumscontainer 830,47 € 
Mietcontainer  901,75 € 
 

bei wöchentlich einmaliger Leerung  
Eigentumscontainer 1.663,35 € 
Mietcontainer  1.734,63 € 

bei 2 x wöchentlicher Leerung  
  Eigentumscontainer        3.321,89 € 

Mietcontainer            3.393,17 € 
 

e) für einen Abfallsack (Beistellsack) mit  
70 l Nutzinhalt je Stück        3,50 € 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft.  
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 11. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgungssatzung in 
der Stadt Lage vom 14.12.2016 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 11. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über 
die Abfallentsorgungssatzung in der Stadt Lage vom   
14.12.2016 wird auf der Internetseite der Stadt Lage 
 
http://www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekannt
machungen   
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den  14. Dezember 2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
590 3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung in der Stadt Lage 
vom 14.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes NRW (KAG NRW) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712), des § 65 des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz –
LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW. S. 926) und des 
§ 16 der Entwässerungssatzung der Stadt Lage vom 
28.03.1996 in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat 
der Stadt Lage in seiner Sitzung am  14.12.2016  folgende 
Satzung beschlossen: 
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§ 1 

 
Die Gebührensatzung  zur Entwässerungssatzung in der 
Stadt Lage vom 30.06.2010 in der Fassung der 2. Ände-
rung vom 12.12.2013 wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 
 
(1) Die laufende jährliche Benutzungsgebühr beträgt je 
cbm Schmutzwasser 4,41 €. 
 
(2) Die laufende Benutzungsgebühr beträgt je Quadrat-
meter der bebauten und/oder befestigten Grundstücksflä-
che, von der Niederschlagswasser leitungsgebunden oder 
nicht leitungsgebundenen in die städtische Abwasseranla-
ge gelangen kann 0,89 €. 
 
Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere 
vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund eines Gefälles Niederschlagswasser 
in die städtische Abwasseranlage gelangen kann. 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung in der Stadt Lage vom 
14.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 3. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Stadt Lage vom 14.12.2016 wird auf der 
Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
 
 
 
 
 

 
Lage, den 14. Dezember 2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
591 10. Satzung vom 12.12.2016 zur Änderung der 

Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung 
in der Stadt Lemgo  vom 14. Dezember 1999 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666ff), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 25.06.2014 (GV NRW S. 496), des 
§ 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LAbfG) vom 08. 07.2016 (GV.NRW S. 559), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21.03.2013 (GV. NRW. S. 148), des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 
(BGBL I, S. 212 ff) und der §§ 3, 6 und 20 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 08.09.2015 (GV.NW. S. 666) hat der Rat der 
Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 12.12.2016 
folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 2 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
(4) Die Gebühren betragen jährlich: 
 
a.) Grundgebühr je  

Haushalt  
  26,64 Euro 

b.) Grundgebühr je   
Betrieb 

  13,56 Euro 

   
c.) und für die System-Abfallbehälter  incl. Behältermiete 
   
60 l grau 4-wöchentlich   41,64 Euro 
80 l grau 4-wöchentlich   55,44 Euro 
120 l grau 4-wöchentlich   83,28 Euro 
240 l grau 4 wöchentlich 166,56 Euro 
   
60 l grün 14-tägliche Abfuhr   31,68 Euro 
80 l grün 14-tägliche Abfuhr   42,24 Euro 
120 l grün 14-tägliche Abfuhr   63,36 Euro 
240 l grün 14-tägliche Abfuhr 126,84 Euro 
   
Sonderabfuhr   

80 l grün Saisonbiotonne   28,16 Euro 
120 l grün Saisonbiotonne   42,24 Euro 
240 l grün Saisonbiotonne   84,56 Euro 
   
Sonderabfuhr   

60 l grau 14-tägliche Abfuhr 108,96 Euro 
80 l grau 14-tägliche Abfuhr 128,52 Euro 
120 l grau 14-tägliche Abfuhr 167,40 Euro 
240 l grau 14-tägliche Abfuhr 284,40 Euro 
   
d.) für einen Systemabfallbehälter mit 1.100 l Nutzinhalt 
   
bei 14-täglicher 
Entleerung: 

Eigentumscontainer   776,16 Euro 

 Mietcontainer 847,44 Euro 
bei wöchentli-
cher Entleerung: 

Eigentumscontainer 1.552,44 Euro 

 Mietcontainer 1.623,72 Euro 
 

 
bei 2 x wöchent-
licher Entlee-
rung: 

Eigentumscontainer 3.104,88 Euro 

 Mietcontainer 3.176,28 Euro 
    
e.) für einen Ab-
fallsack 

70 l Inhalt 3,00 Eu-
ro/Stück 

 
Artikel 2 
 
Inkrafttreten 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 10. Satzung vom 12.12.2016 zur Änderung der Gebüh-
rensatzung über die Abfallbeseitigung in der Stadt Lemgo 
vom 14. Dezember 1999 wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25.06.2014 (GV NRW S. 496), beim Zustandekommen die-
ser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-
schluss) vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Al-
ten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 
Lemgo, 12.12.2016 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
592 2. Satzung vom 13.12.2016 zur Änderung der 

Friedhofssatzung der Alte Hansestadt Lemgo 
für die städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 

 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW vom 17. 
Juni 2003 und § 7 Absatz 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 2015 
(GV.NRW.S. 495), in den jeweils gültigen Fassungen, hat 
der Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung vom 
12.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Friedhofssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die 
städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 wird wie folgt er-
gänzt/geändert: 
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§ 8 Abs. 1 wird ergänzt 
Die Bestattung der Leichen und Totgeburten ist erst zuläs-
sig, wenn die Todesbescheinigung ausgestellt ist und das 
Standesamt die Eintragung des Sterbefalles bescheinigt 
hat oder eine Genehmigung der für den Bestattungsort zu-
ständigen örtlichen Ordnungsbehörde vorliegt oder wenn 
sie auf Anordnung der örtlichen Ordnungsbehörde des 
Sterbe- oder Auffindungsortes erfolgt. 
 
§ 8 Abs. 6 wird neu gefasst 
Erdbestattungen dürfen frühestens 24 Stunden nach Eintritt 
des Todes vorgenommen werden. Die örtliche Ordnungs-
behörde kann eine frühere Bestattung aus gesundheitli-
chen Gründen anordnen oder auf Antrag von Hinterbliebe-
nen genehmigen, wenn durch ein besonderes, aufgrund 
eigener Wahrnehmung ausgestelltes Zeugnis einer Ärztin 
oder eines Arztes, die nicht die Leichenschau nach § 9 Be-
stattungsgesetz NRW durchgeführt haben, bescheinigt ist, 
dass die Leiche die sicheren Merkmale des Todes aufweist 
oder die Verwesung ungewöhnlich fortgeschritten und jede 
Möglichkeit des Scheintodes ausgeschlossen ist.  
Erdbestattungen oder Einäscherungen müssen innerhalb 
von zehn Tagen (Kalendertage) durchgeführt werden. 
Aschen müssen spätestens sechs Wochen nach der Ein-
äscherung bestattet werden, andernfalls werden sie auf 
Kosten des Bestattungspflichtigen in einer Urnengemein-
schaftsgrabstätte bestattet. Die örtliche Ordnungsbehörde 
kann auf Antrag von hinterbliebenen Personen oder deren 
Beauftragten sowie im öffentlichen Interesse diese Fristen 
verlängern. Liegen bei einer Erdbestattung innerhalb der 
Frist nach Satz 3 die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht vor, so hat die Bestattung unverzüglich nach deren 
Eintritt zu erfolgen.  
 
§ 18 Abs. 9 wird neu gefasst 
Vollständige Grababdeckungen aus Naturstein (Grabplat-
ten) von Urnen- und Erdgräbern sind zulässig. Grababde-
ckungen aus Beton, Holz, Metall, Kunststoff und derglei-
chen sind nicht zulässig. 
 
§ 19 Abs. 13 wird geändert  
Urnenhaingräber sind Grabstätten ohne individuelle Kenn-
zeichnung und Gestaltungsmöglichkeit. Eine Grabnummer 
kennzeichnet die Stelle der Bestattung. Auf den gemein-
schaftlichen Gedenkstelen werden in die eingesetzten 
Tonsteine auf Wunsch Name, Geburts- und Sterbedaten 
der Bestatteten eingearbeitet. Die Kosten für die Beschrif-
tung tragen die Angehörigen. 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung vom 13.12.2016 zur Änderung 
der Friedhofssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die 
städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
 
 
 

 
(GV NRW vom 02.09.1994, S. 666) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. 
S. 878), beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 13.12.2016 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
593 Friedhofsgebührensatzung der Alten Hanse-

stadt Lemgo für die städtischen Friedhöfe vom 
13.12.2016 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666 / SGV 
NW 2023), sowie der §§ 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712 / SGV NW 610), 
und des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestat-
tungswesen (Bestattungsgesetz NRW) vom 17.06.2003 
(GV NRW S.313 / SGV NRW 2127 jeweils in der bei Erlass 
dieser Satzung geltenden Fassung, hat der Rat der Alten 
Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung vom 12.12.2016 fol-
gende Friedhofsgebührensatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Friedhofsgebührensatzung gilt für folgende im Ge-
biet der Alten Hansestadt Lemgo gelegenen und von ihr 
verwalteten Friedhöfe, Friedhofsteile und Friedhofskapel-
len: 
 
• Waldfriedhof Lüningheide 
• Friedhof Rintelner Straße 
• Gemeindlicher Teil des Friedhofes im Ortsteil Brake 
• Ortsteilfriedhof Entrup 
• Ortsteilfriedhof Hörstmar 
• Ortsteilfriedhof Leese 
• Ortsteilfriedhof Lüerdissen 
• Ortsteilfriedhof Trophagen 
• Ortsteilfriedhof Voßheide 
• Friedhofskapelle im Ortsteil Brüntorf 
• Friedhofskapelle im Ortsteil Matorf-Kirchheide 
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§ 2 

Gebühren 
 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Alten 
Hansestadt Lemgo und deren Einrichtungen sowie für die 
Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen der Friedhofs-
verwaltung werden folgende Gebühren und Entgelte erho-
ben: 
 
A. Nutzungsgebühren für Reihengräber und Erwerb 
von Nutzungsrechten an Wahlgräbern: 
 
I. Nutzungsgebühren für Reihengräber 
 

 
II. Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgräbern 
 

a. für Erdbestattungen je Wahlgrabstel-
le (40 Jahre Nutzungszeit) 

2.368,00 
EUR 

b. Verlängerungsjahr je Wahlgrabstelle 59,00 
EUR 

c. Urnenwahlgrab (40 Jahre Nutzungs-
zeit) 

1.663,00 
EUR 

d. Verlängerungsjahr je Urnenwahl-
grabstelle 

42,00 
EUR 

e. Urnengrabkammer (40 Jahre Nut-
zungszeit, inkl. Pflegeanteil) 

2.156,00 
EUR 

f. Verlängerungsjahr je Urnengrab-
kammer 

54,00 
EUR 

g. Rasenwahlgrab je Wahlgrabstelle 
(40 Jahre Nutzungszeit, inkl. Pfle-
geanteil) 

3.227,00 
EUR 

h. Verlängerungsjahr je Rasenwahl-
grabstelle 

81,00 
EUR 

i. Urnenrasenwahlgrab (40 Jahre Nut-
zungszeit, inkl. Pflegeanteil) 

1.987,00 
EUR 

j. Verlängerungsjahr je Urnenrasen-
wahlgrabstelle 

50,00 
EUR 

k. Urnenhainwahlgrab (40 Jahre Nut-
zungszeit, inkl. Pflegeanteil) 

1. 987,00 
EUR 

l. Verlängerungsjahr je Urnenhain-
wahlgrabstelle 

50,00 
EUR 

 
 
III. Überschreitung der Nutzungszeit 
 
Wird durch die Belegung einer Lagerstelle unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen Ruhefrist die Nutzungsdauer 
an den Wahlgräbern überschritten, auch wenn die Lager-
stelle noch nicht belegt war, so ist für jedes angefangene 
Jahr der Überschreitung die jeweilige Nutzungsgebühr für 
sämtliche Lagerstellen zu zahlen. 
 
 

 
IV. Verlängerung von Nutzungsrechten 
 
Die unter II. b), d), f), h), j) und l). festgesetzte Gebühr wird 
auch für die Verlängerung der Nutzungsrechte an Wahl-
gräbern nach Ablauf der Nutzungszeit erhoben. Die jeweili-
ge Erwerbsgebühr ist je Jahr und Lagerstelle zu zahlen. 
 
B. Bestattungsgebühren: 
 
Benutzung der Leichenzelle/Kühlzelle 
 

108,00 
EUR 

Benutzung der Friedhofskapelle 
 

284,00 
EUR 

Beisetzung (Grabbereitung) 
Für das Ausheben und Verfüllen des Grabes 
einschl. Aushängen der Grube und Aufbrin-
gen von Schalen und Kränzen 

 

Beisetzung Erdbestattung - Kinder bis zu 5 
Jahren 

253,00 
EUR 

Beisetzung Erdbestattung - Totgeburt, Kin-
der bis zu 4 Wochen 

110,00 
EUR 

Beisetzung Erdbestattung - Erwachsene 505,00 
EUR 

Beisetzung einer Urne 95,00 EUR 
Abräumen der Kränze 
 

48,00 EUR 

Gestellung von Trägern / je Träger 
 

47,00 EUR 

Ersteinfassung (Plattenbelag)  
Einzelgrabstelle 149,00 

EUR 
zweistelliges Wahlgrab 221,00 

EUR 
dreistelliges Wahlgrab 293,00 

EUR 
vierstelliges Wahlgrab 365,00 

EUR 
Kindergrabstelle 70,00 EUR 
Urnengrabstelle 123,00 

EUR 
 
 

 

Zuschlag für Trauerfeiern und Bestattungen 
Für Trauerfeiern und Bestattungen, die am Samstag oder 
auf Wunsch der Angehörigen außerhalb der im § 8 Absatz 
4 der Friedhofssatzung festgelegten Zeiten vorgenommen 
werden, wird ein Zuschlag von 50% auf die anfallenden 
Bestattungsgebühren (gem. B III Nr. a) – d), B IV und C III) 
berechnet. Der Zuschlag wird nur erhoben, wenn für die 
Durchführung eine personelle Beteiligung von seiten der 
Stadt Lemgo gegeben ist. 
Umbettungen (einschl. Verwaltungsgebühr)  
Umbettung eines Verstorbenen bis zu 5 Jah-
ren 
innerhalb der städt. Friedhöfe 

612,00 
EUR 

Umbettung eines Verstorbenen über 5 Jahre 
innerhalb der städt. Friedhöfe 

1.200,00 
EUR 

Ausbettung eines Verstorbenen bis zu 5 
Jahren 
zwecks Überführung auf den Friedhof eines 
anderen Friedhofsträgers 

310,00 
EUR 

Ausbettung eines Verstorbenen über 5 Jah-
re 
zwecks Überführung auf den Friedhof eines 
anderen Friedhofsträgers 

695,00 
EUR 

Ausbettung einer Urne und Wiederbeiset-
zung 
auf einem städtischen Friedhof 

234,00 
EUR 

a. Reihengrab Erdbestattung für Verstorbe-
ne über 5 Jahre 

b. Reihengrab Erdbestattung für Verstorbe-
ne unter 5 Jahre 

2.015,00 
EUR 
504,00 
EUR 

c. Rasenreihengrabstätte (inkl. Pflegean-
teil) 

2.663,00 
EUR 

d. Urnenreihengrab 1.297,00 
EUR 

e. Urnenrasenreihengrabstätte (inkl. Pfle-
geanteil) 

1.452,00 
EUR 

f. Urnengemeinschaftsgrabstätte (anonym 
/inkl. Pflegeanteil) 

1.148,00 
EUR 

g. Urnenhainreihengrabstätte (inkl. Pfle-
geanteil) 

1.452,00 
EUR 
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Ausbettung einer Urne zwecks Überführung 
auf den Friedhof eines anderen Friedhofs-
trägers 
einschl. Verpackungs- und Versandkosten 

150,00 
EUR 

 
Die Kosten für eventuell notwendige neue Särge und den 
Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und 
Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antrag-
steller zu tragen. 
 
C. Ausgestaltung von Trauerfeiern 
 
Grundausschmückung der Leichenkammer mit 
Dauergrünpflanzen 
 

35,00 
EUR 

Harmoniumbenutzung 
 

12,50 
EUR 

Grundausschmückung der Trauerhalle mit 
Dauergrünpflanzen, 
Kranzdekoration, Beteiligung beim Transport 
von der Leichenkammer in die Trauerhalle und 
beim Aufbahren in der Trauerhalle 

85,00 
EUR 

 
D. Verwaltungsgebühren und Gebühren für sonstige Leis-
tungen 
 
Erteilung einer Zustimmung zur Aufstellung 
von Grabmalen 

 

liegend für Reihen- und Wahlgräber aller 
Grabarten 

30,00 
EUR 

stehend für Reihen- und Wahlgräber aller 
Grabarten 
 

71,50 
EUR 

Zulassung von Gewerbetreibenden – jährlich 
– 
 

20,00 
EUR 

Einebnungen von Grabstätten nach Ablauf 
der Ruhe- bzw. Nutzungszeit oder bei vorzei-
tiger Auflösung des Grabes 

 

je Grabstelle (incl. Einfassungen) 158,00 
EUR 

Kinder- und Urnengrab (inkl. Einfassungen) 109,00 
EUR 

Abräumen eines liegenden Grabmals 39,00 
EUR 

Abräumen eines stehenden Grabmals 
 

49,00 
EUR 

Andere, nicht im voraus bestimmbare bzw. zusätzliche 
Leistungen werden nach Materialverbrauch und Lohnauf-
wand nach dem TVöD berechnet. 
 
 
§ 3 
Entstehung und Entrichtung der Gebühren 
 
Die Gebühren entstehen mit der Benutzung der Friedhöfe 
einschl. ihrer Einrichtungen oder Beanspruchung der 
Dienstleistung. 
 
Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch Gebührenbe-
scheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu entrichten. 
 
Rückständige Gebühren unterliegen der Beitreibung im 
Verwaltungszwangsverfahren nach Maßgabe des  
 

 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung. 
 
§ 4 
Gebührenpflichtige 
 
Zur Zahlung der Gebühren sind diejenigen Personen ver-
pflichtet, welche die Einrichtungen der  
kommunalen Friedhöfe der Alten Hansestadt Lemgo oder 
die sonstigen Leistungen der Friedhofsverwaltung in An-
spruch nehmen. Erfolgt die Inanspruchnahme auf Antrag 
oder im Interesse mehrerer Personen, so ist jeder einzelne 
Gesamtschuldner. Daneben haftet für die Gebührenschuld 
auch, wer die Leistung im Interesse eines Dritten in Auftrag 
gibt. 
 
§ 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Alten Hansestadt 
Lemgo über die Gebühren für die städtischen Friedhöfe 
vom 11. Dezember 2012 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Neufassung der Friedhofsgebührensat-
zung der Alten Hansestadt Lemgo für die städtischen 
Friedhöfe vom 13.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW vom 02.09.1994, S. 666) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. 
S. 878), beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 13.12.2016 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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594 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 

Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 61 27 02.01 “Krügerkamp - 
Nesselfeld“ vom 16.12.2016 

 
Aufgrund des § 10 in Verbindung mit § 12 Abs. 6 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit gel-
tenden Fassung in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 
S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der 
Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 12.12.2016 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Aufhebungsbereich 

 
Der Aufhebungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 61 27 02.01 „Krügerkamp – Nesselfeld“ 
liegt im Südosten von Lemgo im Stadtteil Brake. Er weist 
eine Größe von rd. 0,65 ha auf und wird wie folgt begrenzt:  
• im Norden durch die Lemgoer Straße und Wohn- sowie 

teils Geschäftsbebauung südlich dieser Straße, 
• im Osten durch die Wohnbebauung westlich der Straße 

Nesselfeld, 
• im Süden durch Wohnbebauung und Gärten östlich der 

Straße Krügerkamp und  
• im Westen durch Wohnbebauung östlich der Straße 

Krügerkamp. 
Der Aufhebungsbereich ist identisch mit dem Plangebiet 
des aufzuhebenden vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 61 27 02.01 „Krügerkamp – Nesselfeld“. 
 

§ 2 
Erforderlichkeit und Auswirkungen der Aufhebung 

 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Krügerkamp – 
Nesselfeld“ ist seit dem 27.12.2007 rechtskräftig. Der 
Durchführungsvertrag gemäß § 12 BauGB datiert vom 
10.12.2007. Das Vorhaben wurde von den Vorhabenträ-
gern jedoch nicht realisiert. Die vereinbarten Fristen wur-
den nicht eingehalten.  
Die Stadt Lemgo strebt aber weiterhin sinnvolle Nachver-
dichtungen auf innerstädtischen Flächen an, um der beste-
henden Nachfrage nach Wohnungen Rechnung zu tragen.  
Für das Plangebiet gibt es neue Entwicklungsabsichten für 
Wohnbebauungen, die jedoch nicht im Rahmen der bishe-
rigen Festsetzungen umgesetzt werden können und für die 
eigene Planaufstellungsverfahren eingeleitet worden sind.  
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird daher gemäß 
§ 12 Abs. 6 BauGB aufgehoben. Es wird gemäß § 12 Abs. 
6 Satz 3 das vereinfachte Verfahren gemäß § 13 BauGB 
angewendet.  
Nach der Aufhebung ist die Fläche als unbeplanter Innen-
bereich nach § 34 BauGB zu bewerten.  
 

§ 3 
Planbestandteile 

 
Der Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
liegen als Bestandteile zugrunde: 
− Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 61 27 

02.01 „Krügerkamp - Nesselfeld“ mit den folgenden Be-
standteilen: 
 
 

 
o Teil A Nutzungsplan mit Zeichenerklärung  
o Teil B Rechtsgrundlagen 
o Teil C textliche Festsetzungen 
o Teil D Begründung 

 
− Die Begründung zur Aufhebung.  
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung über die Aufhebung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 61 27 02.01 “Krügerkamp - Nessel-
feld“ tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der Bekanntma-
chung in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die Aufhebung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 27 
02.01 “Krügerkamp-Nesselfeld“ vom 16.12.2016 öffentlich 
bekannt gemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung über die Auf-
hebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 
27 02.01 “Krügerkamp-Nesselfeld“ vom 16.12.2016 in 
Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
Die Satzung und der aufgehobene vorhabenbezogene Be-
bauungsplan werden vom Tage dieser Bekanntmachung 
an im Bereich Stadtplanung der Alten Hansestadt Lemgo, 
Heustr. 36 - 38, während der allgemeinen Dienststunden 
auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
 

Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 
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3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), in 
Kraft getreten am 29.11.2016, gegen Satzungen, sons-
tige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 16.12.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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595 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den 

Bebauungsplan Nr. 61 26 02.17 –Teilplan 1 
“Krügerkamp - Minderbruch“ vom 16.12.2016 

 
Aufgrund des § 10 in Verbindung mit § 13 a des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden 
Fassung in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 
666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Alten 
Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 12.12.2016 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 02.17 – 
Teilplan 1 „Krügerkamp - Minderbruch“ liegt im Südosten 
von Lemgo im Stadtteil Brake. Er weist eine Größe von rd. 
0,3 Ha auf. Die Fläche wird wie folgt begrenzt: 
• Im Norden durch die Lemgoer Straße und Wohn- sowie 

teils Geschäftsbebauung südlich dieser Straße, 
• Im Osten durch Gärten der Bebauung südlich der Lem-

goer Straße und anschließende Wohnbebauung west-
lich der Straße Nesselfeld, 

• Im Süden durch Wohnbebauung und Gärten östlich der 
Straße Krügerkamp und 

• Im Westen durch die Straße Krügerkamp und Wohnbe-
bauung östlich entlang dieser Straße. 

Für die genauen Grenzen sind die Grenzeintragungen im 
Bebauungsplan verbindlich. 
 

§ 2 
Bestandteile des Bebauungsplanes 

 
Der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 26 02.17 – Teil-
plan 1 „Krügerkamp - Minderbruch“ liegen als Bestandteile 
zugrunde: 
 

• Der städtebauliche Plan mit den zeichnerischen 
Festsetzungen im Maßstab 1:1000, 

• die textlichen Festsetzungen. 
 
Eine Begründung ist gemäß § 2a BauGB dem Bebauungs-
plan beigefügt. Ein Umweltbericht ist gemäß § 13a BauGB 
nicht erforderlich. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 61 26 02.17 –
Teilplan 1 “Krügerkamp - Minderbruch“ tritt gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB mit der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den Bebau-
ungsplan Nr. 61 26 02.17 –Teilplan 1 “Krügerkamp - Min-
derbruch“ vom 16.12.2016 öffentlich bekannt gemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 61 
26 02.17 –Teilplan 1 “Krügerkamp - Minderbruch“ in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
 

 
Die Satzung und der Bebauungsplan Nr. 61 26 02.17 –
Teilplan 1 “Krügerkamp - Minderbruch“  vom 16.12.2016 
werden vom Tage dieser Bekanntmachung an im Bereich 
Stadtplanung der Alten Hansestadt Lemgo, Heustr. 36 - 38, 
während der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu je-
dermanns Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise: 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), in 
Kraft getreten am 29.11.2016, gegen Satzungen, sons-
tige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 16.12.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
 
 
Der Bürgermeister 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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596 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes Nr. 27 01.11 "Bruchweg - Elektro-
fachmarkt" - Aufstellungsbeschluss für 1. Än-
derung im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13 a BauGB 

 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
06.12.2016 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
“Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung be-
schließt die 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes „Bruchweg-Elektrofachmarkt“ im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13 a BauGB.“ 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 27 01.11 "Bruchweg - Elektro-
fachmarkt" ist aus dem beigefügten Kartenauszug ersicht-
lich. 
 
Die 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 27 01.11 "Bruchweg - Elektrofachmarkt" wird ge-
mäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren als Be-
bauungsplan der Innenentwicklung ohne Durchführung ei-
ner Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 aufgestellt.  
 
Die Öffentlichkeit kann sich  
in der Zeit vom 09. bis 20. Januar 2017 
im Bauamt der Stadt Lemgo, Heustraße 36 – 38, in der Ab-
teilung Stadtplanung (Ebene 2) während der Öffnungszei-
ten über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die we-
sentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und sich 
innerhalb dieser Frist zur Planung äußern.  
Die Planung kann auch auf der Homepage der Stadt Lem-
go www.lemgo.de oder direkt unter dem Link http://www.o-
sp.de/lemgo/plan/verfahren.php eingesehen werden.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
06.12.2016 über den Aufstellungsbeschluss für die 1. Än-
derung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 
01.11 "Bruchweg - Elektrofachmarkt" wird hiermit gemäß § 
2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 
Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit der Verordnung 
über die Veröffentlichung von kommunalem Ortsrecht (Be-
kanntmachungsverordnung – BekanntmVO) öffentlich be-
kannt gemacht.  
Der Wortlaut des bekanntgemachten Beschlusses stimmt 
mit dem Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und 
Stadtentwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 06.12.2016 überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 
der BekanntmVO verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966) gegen Sat-
zungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flä-
chennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
06.12.2016 über den Aufstellungsbeschluss für die 1. Än-
derung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 
01.11 "Bruchweg - Elektrofachmarkt".     
 
Lemgo, den 16.12.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Stadt Lügde 
 
597 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 2017 
 
Es wird hiermit bekannt gegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 
2017 mit Haushaltsplan und Anlagen gem. § 80 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
zur Zeit geltenden Fassung in der Zeit vom 02. Januar 
2017 während des Beratungsverfahrens im Rat bei der 
Stadt Lügde – Rathaus - , Zimmer I OG 09, Am Markt 1, 
32676 Lügde, während der nachfolgenden Dienststunden 
zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
dienstags bis mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der 
Auslegung schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Einwendungen werden im Rathaus – Zimmer I OG 09 –, 
Am Markt 1, 32676 Lügde entgegen genommen. Über die 
Einwendungen entscheidet der Rat der Stadt Lügde in öf-
fentlicher Sitzung. 
 
Lügde, den 14. Dezember 2016 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
598 13. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 9. De-
zember 2016 

 
Aufgrund des § 7 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 
666 ff.) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes -KAG- vom 21.10.1969 (GV NW S. 712 ff.) in den 
z.Zt. geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg in seiner Sitzung am 08.12.2016 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 5 erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Höhe und Bemessungsgrundlage der Gebühren für 

Systemabfallbehälter 
 
(1) Für die Grundstücke, die mittels Systemabfallbehälter 
(60, 80, 120 und 240 Liter) entsorgt werden, ist eine jährli-
che Benutzungsgebühr zu zahlen, die sich wie folgt zu-
sammensetzt: 
 
1.1 Grundgebühr je Haushalt 
 
bis zu 2 Personen in Höhe von 57,24 € 
bei mehr als zwei Personen in Höhe von  63,60 € 

 
1.2 Grundgebühr je Betrieb in Höhe von 63,60 € 
 
2. Gefäßgebühr für jeden grauen Abfallbehälter bei 
4-wöchentlicher Entleerung 
 
a) mit 60 Liter Nutzinhalt 35,76 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 47,76 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 71,52 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 143,04 € 

 
3. Gefäßgebühr für jeden grünen Abfallbehälter bei 
2-wöchentlicher Entleerung 
 
a) mit 60 Liter Nutzinhalt 35,76 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 47,76 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 71,52 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 143,04 € 

 
4. Gefäßgebühr für jeden zusätzlichen grünen Ab-
fallbehälter bei 2-wöchentlicher Entleerung in den Monaten 
April bis November (Saison-Biotonne) 
 

a) mit 80 Liter Nutzinhalt 31,84 € 
b) mit 120 Liter Nutzinhalt 47,68 € 
c) mit 240 Liter Nutzinhalt 95,36 € 

 
(2) Für den Austausch eines Systemabfallbehälters, der auf 
Antrag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Tausch-
gebühr in Höhe von 11,00 € erhoben. 
 
 
 
 

 
(3) Als Haushalt im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.1 gelten die in 
einer Wohnung lebenden und zusammen wirtschaftenden 
Personen und Familienmitglieder. Im Zweifelsfall ist das 
Bestehen einer gemeinsamen Wohn- und Wirtschaftsge-
meinschaft durch den Gebührenpflichtigen nachzuweisen. 
Für die Feststellung der in einem Haushalt lebenden Per-
sonenzahl ist die Zahl der dort mit Erst- oder Zweitwohnsitz 
gemeldeten Personen ausschlaggebend. 
 
(4) Als Betrieb im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.2 gelten insbe-
sondere 
 

• Gewerbe- und Industriebetriebe 
• Öffentliche und private Einrichtungen (Krankenhäu-

ser, Altenheime, Schulen, Kindergärten) 
• Verwaltungen, Sparkassen und Banken, Versiche-

rungen 
• Hotels und Pensionen, Restaurants, Gaststätten, 

Cafes, Imbissstuben 
• Einzelhandelsgeschäfte, Bäckereien, Metzgereien, 

Friseurgeschäfte u.ä. 
• Handwerksbetriebe 
• Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen 
• sonstige, nicht ausschließlich zu Wohnzwecken 

dienende Grundstücke. 
 

II. 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Gebühren für Müllgroßbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Für Grundstücke, die mittels Müllgroßbehälter (1.100 
Liter) entsorgt werden, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe 
von 60,60 € je Entleerung zu zahlen. 
 
Werden die Müllgroßbehälter vom beauftragten Abfuhrun-
ternehmer gestellt und unterhalten, so erhöhen sich die 
jährlichen Gebühren für jeden Müllgroßbehälter um 71,30 
€. 
 
(2) Die Gebühren für einen Abfallsack mit 70 Liter Nutzin-
halt betragen pro Stück 3,50 €. 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 13. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, 9. Dezember 2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
- Bürgermeister - 

 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
599 6. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung der Stadt Schieder-
Schwa-lenberg vom 9. Dezember 2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), der 
§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. 
Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), und des § 65 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. 1995, S. 926) in den zurzeit geltenden 
Fassungen in Verbindung mit der Entwässerungssatzung 
der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 02.07.1996 hat der 
Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sitzung am 
08.12.2016 die folgende Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 4 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(6) Die Gebühr beträgt je Kubikmeter Schmutzwasser 

4,23 €. 
 

II. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 6. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen -GO NW- beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 9. Dezember 2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
600 Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-

hebesätze der Stadt Schieder-Schwalenberg 
ab dem Haushaltsjahr 2017 vom 9. Dezember 
2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 und 78 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), des § 
16 des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I 
S. 4167) und des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 
07.08.1973 (BGBl. I S. 965), jeweils in den z.Zt. geltenden 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg 
in seiner Sitzung am 08.12.2016 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden ab dem Haus-
haltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
(Grundsteuer A) auf    285 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 565 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer     418 v. H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Schieder-Schwalen-berg ab 
dem Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 9. Dezember 2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Gemeinde Schlangen 
 
601 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Gemeinde Schlangen mit Anlagen für das 
Haushaltsjahr 2017 

 
Gemäß § 80 Absatz 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW 
S.666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der Ge-
meinde Schlangen für das Haushaltsjahr 2017 mit Anlagen 
ab dem 04.01.2017 während der Dienststunden (montags 
bis freitags von 08.00 – 12.00 Uhr sowie donnerstags von 
14.00 – 18.00 Uhr) im Rathaus, Kirchplatz 6, Zimmer 10 bis 
zum Abschluss des Beratungsverfahrens im Rat öffentlich 
zur Einsichtnahme ausgelegt wird. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung nebst Anlagen 
können Einwohner und Abgabepflichtige innerhalb einer 
Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Auslegung 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Die Einwendungen sind zu richten an: 
 
Bürgermeister der Gemeinde Schlangen 
Fachbereich 10 – Finanzen 
Kirchplatz 6 
33189 Schlangen 
 
Über die Einwendungen entscheidet der Rat in öffentlicher 
Sitzung. 
 
Schlangen, den 22. Dezember 2016 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
602 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
23. Juni 2016 gem. § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht – Dr. 
Schillen oHG geprüften Jahresabschluss sowie den Lage-
bericht festgestellt und dem Bürgermeister uneinge-
schränkte Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2013 der Gemeinde Schlangen wur-
de dem Kreis Lippe gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schrei-
ben vom 24. Juni 2016 angezeigt. 
 

Aktiva   
1. Anlagevermögen  
1.1 Immaterielle Vermögensge-

gen-  
 stände 41.462,14 € 

 
1.2 Sachanlagen  
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und  
 Grundstücksgleiche Rechte  
1.2.1.1 Grünflächen 3.855.893,20 

€ 
1.2.1.2 Ackerland 134.912,00 € 
1.2.1.3 Wald, Forsten 175.857,23 € 
1.2.1.4 Sonst. unbebaute Grundstücke 356.569,76 € 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und 

grund-  
 stücksgleiche Rechte  
1.2.2.1 Kinder –und Jugendeinrich-

tungen 
3.310.934,02 
€ 

1.2.2.2 Schulen 14.310.041,73 
€ 

1.2.2.3 Wohnbauten 430.638,52 € 
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- 

und  
 Betriebsgebäude 10.480.130,41 

€ 
1.2.3 Infrastrukturvermögen  
1.2.3.1 Grund und Boden des Infra-  
 strukturvermögens 6.243.213,72 

€ 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 462.551,23 € 
1.2.3.3 Straßennetz mit Wegen, Plät-

zen  
 und Verkehrsanlagen 11.545.793,82 

€ 
1.2.3.4 Sonstige Bauten des Infra-

struktur-  
 vermögens 58.734,21 € 
1.2.4 Maschinen und technische   
 Anlagen, Fahrzeuge 1.032.680,05 

€ 
1.2.5 Betriebs- und Geschäftsaus-  
 stattung 203.086,12 € 
1.2.6 Geleistete Anzahlungen, Anla-

gen  
 im Bau 25.363,12 € 
1.3 Finanzanlagen  
1.3.1 Anteile an verbundenen Unter-  
 nehmen 848.274,00 € 
1.3.2 Beteiligungen 18.880,12 € 
1.3.3 Sondervermögen 5.672.358,36 

€ 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagever-  
 mögens 27.411,65 € 
1.3.5 Sonstige Ausleihungen 204.307,55 € 
2. Umlaufvermögen  
2.1 Vorräte  
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 11.771,51 € 
2.1.2 Waren 540.331,66 € 
2.2 Forderungen und sonstige 

Ver-  
 mögensgegenstände  
2.2.1 Öffentl.-rechtl. Forderungen u.   
 Forderungen aus Transferleistg.  
2.2.1.1 Gebühren 12.589,72 

€ 
2.2.1.2 Beiträge 0,00 € 
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2.2.1.
3 

Steuern 91.071,17 
€ 

2.2.1.
4 

Forderungen aus Transfer- 
 

 leistungen 1.871,80 € 
2.2.1.
5 

Sonstige öffentlich-rechtliche 
 

 Forderungen 15.175,82 
€ 

   
2.2.2 Privatrechtliche Forderun-

gen  
2.2.2.1 gegenüber dem privaten Be-

reich 91.174,41 € 
2.2.2.2 gegenüber dem öffentl. Be-

reich 1.844,58 € 
2.2.2.3 
2.2.2.4 

gegen verbundene Unter-
nehmen 
gegen Sondervermögen 

2.166,59 € 
22.489,27 € 

2.2.3 Sonstige Vermögensgegen-
stände 23.793,19 € 

2.3 Wertpapiere des Umlage-
vermögens 0,00 € 

2.4 Liquide Mittel 745.004,62 € 
3. Aktive Rechnungsabgren-

zung 33.064,16 € 
Summe Aktiva 61.031.441,4

6 € 
   
Passiva   
1. Eigenkapital  
1.1 Allgemeine Rücklage 10.410.545,7

6 € 
1.2 Ausgleichsrücklage 0,00 € 
1.3 Jahresfehlbetrag -192.753,64 € 
2. Sonderposten  
2.1 für Zuwendungen 20.655.716,6

1 € 
2.2 für Beiträge 6.274.064,18 

€ 
2.3 für den Gebührenausgleich 196.471,95 € 
2.4 Sonstige Sonderposten 222.731,88 € 
3. Rückstellungen  
3.1 Pensionsrückstellungen 3.348.283,00 

€ 
3.2 Instandhaltungsrückstellun-

gen 698.905,57 € 
3.3 Sonstige Rückstellungen 760.317,15 € 
4. Verbindlichkeiten  
4.1 Verbindlichkeiten aus Kredi-

ten für  
 Investitionen  
4.1.1 vom öffentlichen Bereich 0,00 € 
4.1.2 vom privaten Bereich 11.001.336,7

8 € 
4.2 Verbindlichkeiten aus Kredi-

ten zur  
 Liquiditätssicherung 5.500.000,00 

€ 
4.3 Verbindlichkeiten aus Liefe-

rungen  
 Und Leistungen 133.291,53 € 
4.4 Verbindlichkeiten aus Trans-

fer-  
 leistungen 22.096,05 € 
4.5 Erhaltene Anzahlungen 1.268.353,80 

€ 
4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 219.052,31 € 

 
5. Passive Rechnungsabgren-

zung 513.028,53 € 
Summe  Passiva 61.031.441,46 

€ 
 

Gesamtergebnisrechnung 2013   
 

Nr. Bezeichnung Ergebnis 2013 
1  Steuern u. ähnliche Abga-

ben 
8.146.184,00 € 

2 + Zuwendungen u. allg. Umla-
gen 

3.546.882,58 € 

 
3 + Sonstige Transfererträge 756,88 € 
4 + Öffentl.-rechtl. Leistungsent-

gelte 
1.196.277,62 € 

5 + Privatrechtl. Leistungsent-
gelte 

113.693,82 € 

6 + Kostenerstattungen und 
Kosten- 

 

  umlagen 58.002,86 € 
7 + Sonstige ordentliche Erträge 587.206,87 € 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 417,02 € 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 € 
10 = Ordentliche Erträge 13.649.421,65 

€ 
11 - Personalaufwendungen 2.579.175,20 € 
12 - Versorgungsaufwendungen 216.789,91 € 
13 - Aufwendungen für Sach- 

und 
 

  Dienstleistungen 1.458.471,80 € 
14 - Bilanzielle Abschreibungen 1.191.730,39 € 
15 - Transferaufwendungen 7.119.950,46 € 
16 - Sonstige ordentl. Aufwen-

dungen 
637.510,27 € 

17 = Ordentliche Aufwendungen 13.203.628,03 
€ 

18 = Ergebnis der lfd. Verwal-
tungs- 

 

  tätigkeit 445.793,62 € 
19 + Finanzerträge 9.092,82 € 
20 - Zinsen und sonstige Finanz-

auf- 
 

  wendungen 647.694,38 € 
21 = Finanzergebnis -638.601,56 € 
22 = Ordentliches Ergebnis -192.807,94 € 
23 + Außerordentliche Erträge 54,30 € 
24 - Außerordentliche Aufwen-

dungen 
0,00 € 

25 = Außerordentliches Ergebnis 54,30 € 
26 = Jahresergebnis -192.753,64 € 

 
Gesamtfinanzrechnung 2013   

 
Nr. Bezeichnung Ergebnis 2013 
1  Steuern u. ähnliche Abgaben 8.189.053,04 € 
2 + Zuwendungen u. allg. Umla-

gen 
3.000.555,74 € 

3 + Sonstige Transfereinzahlun-
gen 

115.318,99 € 

4 + Öffentl.-rechtl. Leistungsent-
gelte 

927.173,09 € 

5 + Privatrechtl. Leistungsentgel-
te 

126.071,19 € 

6 + Kostenerstattungen und 
Kosten- 

 

  umlagen 57.272,06 € 
7 + Sonstige Einzahlungen 315.347,80 € 
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8 + Zinsen u. sonstige Finanz-  
  einzahlungen 9.092,82 € 
9 = Einzahlungen aus lfd. Ver-  
  waltungstätigkeit 12.739.884,73 

€ 
10 - Personalauszahlungen 2.552.562,35 € 
11 - Versorgungsauszahlungen 254.697,43 € 
12 - Auszahlungen für Sach- und   
  Dienstleistungen 1.579.213,31 € 
13 - Zinsen und sonstige Finanz-  
  auszahlungen 715.006,93 € 
14 - Transferauszahlungen 7.209.103,61 € 

 
15 - Sonstige Auszahlungen  643.083,32 € 
16 = Auszahlungen aus lfd. Ver-  
  waltungstätigkeit 12.953.666,95 

€ 
17 = Ergebnis der lfd. Verwal-

tungs- 
 

  tätigkeit -213.782,22 € 
18 + Zuwendungen für Investiti-

ons- 
 

  maßnahmen 790.670,72 € 
19 + Einzahlungen aus der Ver-

äus- 
 

  serung von Sachanlagen 498.487,50 € 
20 + Einzahlungen aus der Ver-

äus- 
 

  serung von Finanzanlagen 0,00 € 
21 + Einzahlungen aus Beiträge 

u.ä. 
 

  Entgelten 38,00 € 
22 + Sonstige Investitionsein-  
  Zahlungen 0,00 € 
23 = Einzahlungen aus Investiti-

ons- 
 

  tätigkeit 1.289.196,22 € 
24 - Auszahlungen für den Er-

werb  
 

  von Grundstücken u. Ge-
bäuden 

2.658,25 € 

25 - Auszahlungen für Baumaß-  
  nahmen 71.720,58 € 
26 - Auszahlungen für den Er-

werb 
 

  von bewegl. Anlagevermö-
gen 

459.964,70 € 

27 - Auszahlungen für den Er-
werb 

 

  von Finanzanlagen 0,00 € 
28 - Auszahlungen von aktivier-  
  baren Zuwendungen 0,00 € 
29 - Sonst. Investitionsauszah-

lungen 
0,00 € 

30 = Auszahlungen aus Investiti-
ons- 

 

  tätigkeit 534.343,53 € 
31 = Saldo aus Investitionstätig-

keit 
754.852,69 € 

32 = Finanzmittelüberschuss/-
fehl- 

 

  betrag 541.070,47 € 
33 + Aufnahme u. Rückflüsse von   
  Darlehen 2.587.221,36 € 
34 + Aufnahme von Krediten zur  
  Liquiditätssicherung 200.000,00 € 

 

 
35 - Tilgung u. Gewährung von  
  Darlehen 3.154.751,10 € 
36 - Tilgung von Krediten zur   
  Liquiditätssicherung 0,00 € 
37 = Saldo aus Finanzierungstä-

tigkeit 
-367.529,74 € 

38 = Änderung des Bestandes an   
  eigenen Finanzmitteln 173.540,73 € 
39 + Anfangsbestand an Finanz-  
  Mitteln 552.610,22 € 
40 + Änderung des Bestandes an  
  fremden Finanzmitteln 0,00 € 
41 = Liquide Mittel 726.150,95 € 

 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Gemeinde 
Schlangen über den Jahresabschluss 2013 und den  
 
Lagebericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird 
hiermit gem. § 96 Abs. 2 GO NRW bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2013 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht ab dem 16. Januar 2017 bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rat-
haus der Gemeinde Schlangen, Kirchplatz 6, Zimmer 10, 
33189 Schlangen, während der allgemeinen Öffnungszei-
ten (montags – freitags von 8.30 Uhr bis 12.15 Uhr und 
donnerstags zusätzlich von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr) öf-
fentlich aus. 
 
Schlangen, den 21.12.2016 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
603 Satzung zur 8. Änderung der Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Blomberg vom 15. Dezember 2005 
vom 22. Dezember 2016 

 
Aufgrund des § 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung und der §§ 1, 2, 4, 6, 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 
712) in der derzeit geltenden Fassung sowie der §§ 54 und 
55 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LWG NW) vom 25. Juni 1995 (GV NW S. 926) in der der-
zeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg in 
seiner Sitzung am 21. Dezember 2016 folgende Satzung 
zur 8. Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der Stadt Blomberg vom 
15.12.2005 beschlossen: 
 

Artikel I 
 
1.) Der § 13 Abs. 1 der vg. Satzung erhält folgende Fas-
sung: 
 

§ 13 
Niederschlagswassergebühren 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Nie-

derschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der be-
bauten und/oder befestigten, abflussrelevanten 
Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswas-
ser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden 
in die städtische Abwasseranlage gelangen kann  
Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbe-
sondere vor, wenn von bebauten und/oder befestig-
ten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Nie-
derschlagswasser in die städtische Abwasseranlage 
gelangen kann.  

 
2.) Der § 13 Abs. 6 der vg. Satzung erhält folgende  
     Fassung: 
 

(6) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebau-
ter und/oder befestigter Fläche im Sinne des Abs. 1 
pro Jahr 0,64 €. 

 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 8. Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Blomberg vom 15. Dezember 2005 
 

vom 22. Dezember 2016 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 

 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei der verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 22. Dezember 2016   
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Blomberger Versorgungsbetriebe 
GmbH 
 
604 Strompreise ab dem 01. Februar 2017 
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605 Erdgaspreise ab dem 01. Februar 2017 
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606 Jahresabschluss 2015 der Blomberger Versor-

gungsbetriebe GmbH 
 
Der von der EversheimStuible Treuberater GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf,  
geprüfte Jahresabschluss der Blomberger Versorgungsbe-
triebe GmbH für das Geschäftsjahr  
2015 wird wie folgt festgestellt: 
 
 Bilanzsumme                         26.604.423,58 € 

Jahresüberschuss                303.738,34 € 
 
Der Jahresüberschuss von 303.738,34 €  soll nach Ver-
rechnung mit dem bestehenden Gewinnvortrag  
(2.291.908,84 €)  auf neue Rechnung in Höhe von  
2.595.647,18 €  vorgetragen werden. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwal-
tungsgebäude, Nederlandstraße 15, 32825 Blomberg, zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis ihrer Prüfung hat die 
EversheimStuible Treuberater GmbH  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Datum vom 16. Sep-
tember 2016 den folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Blom-
berger Versorgungsbetriebe GmbH, Blomberg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 
EnWG getrennte Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüs-
se aufzustellen sind. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie die Einhaltung der 
Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwor-
tung der Geschäftsführung der Gesellschaft. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
sowie über die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beur-
teilt werden kann, ob die Pflichten zur Rechnungslegung 
nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen 
erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der  
 

 
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die  
 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht sowie für die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Geschäftsführung, die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze und die 
Zuordnung der Konten nach § 6b 
Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind 
und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu keinen 
Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und 
Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen Ein-
wendungen geführt. 
 
Blomberg, 12. Dezember 2016 
 
 
Die Geschäftsführung 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Volkshochschule Lippe-Ost 
 
607 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2013 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Lippe-Ost hat in ihrer Sitzung am 22. Novem-
ber 2016 die von der Concunia Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft mbH geprüfte und mit einem uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk versehene Jahresrechnung des Zweck-
verbandes Volkshochschule Lippe-Ost für das Haushalts-
jahr 2013 festgestellt und dem Verbandsvorsteher gemäß § 
18 Abs. 1 GkG in Verbindung mit § 96 Abs. 1 GO NRW 
uneingeschränkt Entlastung erteilt. Zum 31.12.2013 beträgt 
die Bilanzsumme 212.827,08 €. Die Ergebnisrechnung 
schließt mit einem Fehlbetrag in Höhe von 1.569,50 €. Der 
Jahresfehlbetrag in Höhe von 1.569,50 € wird aus der All-
gemeinen Rücklage ausgeglichen. 
 
Der Jahresabschluss des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2013 mit seinen 
Anlagen wird hiermit gemäß § 18 Abs. 1 GkG in Verbin-
dung mit § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
Er ist während der allgemeinen Öffnungszeiten, montags – 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:30 Uhr sowie dienstags von 
14:00 Uhr – 16:00 Uhr in der Hauptgeschäftsstelle der 
Volkshochschule in 32816 Schieder-Schwalenberg, Im 
Kurpark 1, Schloss Schieder, bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2015, zur Einsichtnahme verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, 13.12.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
 
 
 
608 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2014 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Lippe-Ost hat in ihrer Sitzung am 22. Novem-
ber 2016 die von der Concunia Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft mbH geprüfte und mit einem uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk versehene Jahresrechnung des Zweck-
verbandes Volkshochschule Lippe-Ost für das Haushalts-
jahr 2014 festgestellt und dem Verbandsvorsteher gemäß § 
18 Abs. 1 GkG in Verbindung mit § 96 Abs. 1 GO NRW 
uneingeschränkt Entlastung erteilt. Zum 31.12.2014 beträgt 
die Bilanzsumme 217.874,90 €. Die Ergebnisrechnung 
schließt mit einem Überschuss in Höhe von 1.182,51 €. 
Der Jahresüberschuss in Höhe von 1.182,51 € wird der 
Allgemeinen Rücklage zugeführt. 
 
Der Jahresabschluss des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2014 mit seinen 
Anlagen wird hiermit gemäß § 18 Abs. 1 GkG in Verbin-
dung mit § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.  

 
Er ist während der allgemeinen Öffnungszeiten, montags – 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:30 Uhr sowie dienstags von 
14:00 Uhr – 16:00 Uhr in der Hauptgeschäftsstelle der 
Volkshochschule in 32816 Schieder-Schwalenberg, Im  
 
 
Kurpark 1, Schloss Schieder, bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2015, zur Einsichtnahme verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, 12.12.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl.Lippe 27.12.2016 
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Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 
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